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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/726: Klimakampf und Kohlefront - Datteln4 nicht zulassen ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Inbetriebnahme von Kohlekraftwerk Datteln4 ist internationaler Skandal
+++ Protest heute 10 Uhr vor NRW-Landesvertretung in Berlin +++ Laschet
begeht Klimaverbrechen



Berlin - Ende Gelände protestiert heute ab 10 Uhr gemeinsam mit Fridays for
Future vor der Landesvertretung von in Nordrhein-Westfalen gegen das
Kohle-Kraftwerks Datteln4. Der Kohle-Konzern Uniper will das Steinkohle-
Kraftwerk trotz internationaler Proteste am morgigen Samstag vorzeitig in
Betrieb nehmen. Die Aktivist*innen von Ende Gelände prangern die
Verantwortung von NRW-Ministerpräsident Armin Laschet für dieses
Klimaverbrechen an.

"Wenn Laschet denkt, er kann inmitten des Corona-Shutdowns still und
heimlich sein Kohleprojekt durchdrücken, dann unterschätzt er die
Klimagerechtigkeitsbewegung. So wie wir die Rodung des Hambacher Waldes
gestoppt haben, so werden wir auch Datteln4 stoppen. Heute protestieren wir
hier, morgen direkt vor dem Kraftwerk und sobald massenhafter Protest
wieder möglich ist, kommen wir zu Tausenden und sorgen selbst für den
Kohleausstieg", sagt Ronja Weil, Pressesprecherin von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/725: Klimakampf und Kohlefront - Beethovens 6. gegen Abbaggerung ... ("Alle Dörfer bleiben!")

Alle Dörfer bleiben - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020 - 12.10 Uhr

Beethovens "Pastorale" am Garzweiler-Tagebau + Konzert am 1.6. steht im
Zeichen des Klimaschutzes + "Beethoven würde an unserer Seite kämpfen"



Keyenberg/NRW, 28. Mai 2020 - Am Pfingstmontag, den 1. Juni 2020 um 13 Uhr
lädt das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" zu einem Konzert der besonderen Art
ein. Auf einem von Abbaggerung bedrohten Hof in Keyenberg spielen über 50
Profi-Musiker*innen Beethovens 6. Symphonie ("Pastorale") und den ersten
Satz der Schicksalssymphonie. Mit dem corona-konformen 
Freiluft-Wandelkonzert setzen die Musizierenden ein Zeichen für den Erhalt der
Dörfer am Braunkohletagebau und für den Klimaschutz.

Das Konzert ist ein Beitrag zum "World Pastoral Day" des
UN-Klimaschutzsekretariats am 5. Juni 2020, zu dem Musiker*innen in
aller Welt dazu aufgerufen sind, die Pastorale mit einem Statement zum
Klimaschutz zu verknüpfen. Das Orchester wurde eigens zu dem Anlass auf
private Initiative eines Bratschisten zusammengestellt.

Es ist das erste Klassik-Konzert in dieser Größenordnung seit
den Lockerungen der Corona-Verordnungen.

"Die 'Pastorale' ist ein Lob der Natur und der Aufruf, die Schöpfung zu
wahren", sagt Dorothee Cüppers aus dem bedrohten Dorf Berverath. "Wenn
Beethoven wüsste, wie RWE die Landschaft und das globale Klima zerstört,
würde er an unserer Seite kämpfen."

"Aus wissenschaftlicher Sicht ist klar, dass die Kohle unter unseren
Dörfern nicht mehr benötigt wird, um die Stromversorgung in Deutschland
zu decken", kommentiert David Dresen von "Alle Dörfer bleiben" mit
Verweis auf ein aktuelles Gutachten des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW). "Zwangsumsiedlungen sind nicht nur
unmenschlich, sondern auch einfach nicht mehr notwendig."

Damit die Sicherheit aller Beteiligten gewährleistet ist, stehen die
Musiker*innen auf dem Gelände des Hofes verteilt. Um auch bei weitem
Abstand die Synchronität des Orchesters sicherzustellen, hören die
Musiker*innen die Gesamt-Symphonie über Kopfhörer. Die Besucher*innen
können mit Mund-Nasen-Schutz an der Klanginstallation entlang spazieren.

Damit alle Beteiligten Abstand zueinander einhalten können, ist die
Anzahl der Besucher*innen auf 150 beschränkt. Das Konzert wird außerdem
über einen Livestream-Kanal übertragen, den wir in Kürze auf unserer
Webseite (https://www.alle-doerfer-bleiben.de) veröffentlichen werden.


Weiterführende Informationen:

Das aktuelle Gutachten des DIW zur energiewirtschaftlichen Notwendigkeit
des Tagebau Garzweilers:

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/s02901_gp_tagebau_garzweiler_studie_05_2020.pdf

Infos zum "World Pastoral Day" bzw. zum "Beethoven Pastoral Project"
finden Sie unter:

https://www.bthvn2020.de/programm/beethoven-pastoral-project/

https://pastoralproject.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.05.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/724: Klimakampf und Kohlefront - bis in die letzte Konsequenz ... ("Menschenrecht vor Bergrecht")

"Menschenrecht vor Bergrecht" - Pressemitteilung vom 28.05.2020

Professor Volker Quaschning neuer Botschafter für "Menschenrecht vor
Bergrecht"



Keyenberg - Der Professor für Regenerative Energiesysteme an der HTW
Berlin, Volker Quaschning, unterstützt die Anwohner*innen vom Tagebau
Garzweiler II bei ihrem Kampf um ihr Zuhause.

"Eine Kohleverstromung über das Jahr 2030 hinaus blockiert die Energiewende
und torpediert die Klimaschutzziele. Darum ist es absurd, jetzt noch Dörfer
wegzubaggern und damit auch noch über den Klimawandel die Lebensgrundlagen
der jungen Generation zu zerstören", sagte Professor Quaschning in einem
Statement für "Menschenrecht vor Bergrecht".

Quaschning macht sich auf wissenschaftlicher Ebene bereits seit Jahren für
den Ausbau der erneuerbaren Energien stark. Dieser sorge gleichzeitig für
zukunftsfähige Arbeitsplätze und konsequenten Klimaschutz. Die
wissenschaftlichen Zusammenhänge erläutert Quaschning für ein breites
Publikum auf seinen viel beachteten Kanälen in den Sozialen Medien.
Quaschning steht nun beispielsweise neben Kapitänin Carola Rackete als
prominenter Botschafter an der Seite der Gemeinschaft.

Zusätzlichen Rückenwind erfährt "Menschenrecht vor Bergrecht" durch ein am
22. Mai veröffentlichtes Gutachten des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW). Es bestätigt, dass die Bescheinigung einer
"energiewirtschaftlichen Notwendigkeit" für den Tagebau Garzweiler II wie
im Entwurf zum Kohlegesetz vorgesehen, das Erreichen der Klimaziele
unmöglich macht.

Fast acht Monate sind vergangen, seit die Gemeinschaft der RWE Power AG
mitgeteilt hat, dass sie nicht verkaufen wird. Mittlerweile ist die
Abbruchkante des Tagebaus nur noch etwas mehr als 200 Meter von Keyenberg
entfernt. Ende April hat der Anwalt der Gruppe, Dirk Teßmer, daher erneut
einen Brief an die RWE Power AG verfasst und sie aufgefordert, den
Enteignungsantrag zu stellen, sollte sie weiter Interesse am Grundstück
haben. Nur so kann eine behördliche Prüfung stattfinden.

Menschenrecht vor Bergrecht: Die aus neun Familien bestehende Gemeinschaft
"Menschenrecht vor Bergrecht" wohnt in den fünf vom Tagebau gefährdeten
Dörfern der Stadt Erkelenz (Berverath, Keyenberg, Kuckum, Ober- und
Unterwestrich sowie der Holzweiler Höfe) oder in den Dörfern am
Tagebaurand. Sie besitzt ein Grundstück in Keyenberg, welches nach den
Plänen von RWE bis Ende 2023 dem Tagebau weichen soll. Ende September 2019
hatte die Gemeinschaft in einem Schreiben an die Landesregierung NRW, die
Bezirksregierung Arnsberg und den Kohlekonzern RWE Power AG deutlich
gemacht, dass sie ihr Grundstück unter keinen Umständen an RWE verkaufen
wird. Notfalls werde sie vor Gericht ziehen, um klären zu lassen, ob
Enteignungen für Braunkohle in Zeiten des Klimawandels und fehlender
energiewirtschaftlicher Notwendigkeit noch verfassungsgemäß sind.

facebook.com/MenschenvorBergrecht

Twitter: @AkteKeyenberg

Weitere Informationen unter:

www.menschenrecht-vor-bergrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.05.2020

"Menschenrecht vor Bergrecht"

Internet: www.menschenrecht-vor-bergrecht.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/1029: Free Mumia - Rundbrief Juni 2020 (Berliner Free Mumia Bündnis)

Freiheit für Mumia - Freiheit für alle! - Rundbrief Juni 2020



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über den seit 1981 (!) inhaftierten
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA. Wie bereits mehrfach
berichtet, blockiert die politische Rechte in Pennsylvania unter Leitung
der Fraternal Order of Police (FOP) den Start von Mumias neu angesetzten
Revisionsverfahren. Bis Juli/August soll ein sog. "Special Master" dem
Pennsylvania Supreme Court (PSC) Bericht erstatten, ob Philadelphias
Bezirksstaatsanwalt Larry Krasner der Fall entzogen werden kann. Denn
genau das fordert die FOP, die behauptet, Krasner sei einseitig
voreingenommen für Mumia. Begründung: er habe die gesamte Akte ans
zuständige Gericht und Mumias Verteidigung ausgehändigt ... Ja, das
ist wirklich der Fall.

Aus dieser Akte geht u.a. hervor, dass einem der Hauptbelastungszeugen
in Mumias ursprünglichem Verfahren von 1982, Robert Chobert, finanzielle
Vergünstigungen für eine Mumia belastende Aussage angeboten wurden. Wie
u.a. im Michael Schiffmanns Buch "Mumia Abu-Jamal: Wettlauf gegen den
Tod - ein schwarzer Revolutionär im weissen Amerika" umfassend
dokumentiert ist, war Robert Chobert in der fragwürdigen Tatnacht am 9.
Dezember 1981 nicht an der Stelle des Tatortes, die er in seiner Aussage
angegeben hat. Eigentlich hatte der wg. Trunkenheit am Steuer seiner
Fahrerlaubnis verlustige Taxifahrer allen Grund, die Polizei zu meiden:
er hatte kurz vorher eine Bewährungsstrafe erhalten, weil er einen
Molotow-Cocktail in eine Schule geworfen hatte (!). Trotzdem gab er an,
in jener Nacht ohne Fahrerlaubnis mit einem Taxi hinter einem
Polizeiauto (im Parkverbot) eingeparkt gewesen zu sein. Auf
verschiedenen Fotos, die der Fotograf Pedro P. Polakoff nur wenige
Minuten nach dem Notruf am Tatort anfertigte, ist weder Robert Chobert
noch sein Taxi zu sehen. Bezirksstaatsanwalt Larry Krasner hat sich
wirklich etwas getraut: seit 1982 illegal geheim gehaltene Akten der
Staatsanwaltschaft an ein Gericht und Mumias Verteidigung zu übergeben.
Ob es der FOP und dem als sehr konservativ beschriebenen PSC gelingt,
Mumia noch einmal das neue Verfahren vorzuenthalten und die Korruption
in den Strafverfolgungsbehörden noch ein wenig länger zu deckeln, hängt
vor allem von der kritischen Öffentlichkeit ab.

Noch sind keine Details bekannt, aber die US Solidaritätsbewegung hat
angekündigt, die Sommerferienzeit zwischen 3. Juli 2020 bis zur
Bekanntgabe des PSC über das Mandat des Staatsanwaltes zu nutzen, um
sämtliche Facetten des manipulierten Verfahrens gegen Mumia Abu-Jamal
erneut in die Öffentlichkeit zu tragen. Auch hier können wir alle trotz
der Corona Beschränkungen dazu beitragen und werden hoffentlich bald
konkrete Vorschläge unterbreiten.

Am 30. Mai 2020 kommentierte Mumia die Ermordung von George Floyd durch
Polizisten in Minneapolis: "Eric Garner was approached by a police squad
after a merchant complained that he was selling loosies or single
cigarettes. Floyd was approached by several cops. After a merchant
claimed he passed a forge to $20 bill. Think about that. Two men, two
fathers, choked to death because of merchant complaints about loose
cigarettes and the fake $20 bill, allegedly. This is a statement about
how in a capitalist society merchandise is more important than black
life . . . [1]

Mumia berichtete im Mai 2020 weiter über den Corona Shutdown in seinem
Gefängnis SCI Mahanoy: "How COVID-19 Affects Me (audio, 5:55 minutes) [2].

Am 4. Mai 2020 bereits rief er dazu auf, die Pandemie ernst zu nehmen:
"COVID-19" (audio, 2:28 minutes) [3]. Die dt. Übersetzung ist am 11. Mai
2020 in der Tageszeitung Junge Welt erschienen: "Schützt euch und andere!"
[4].

Der ehemalige Black Panther und politische Gefangene Jalil Muntaqim ist
nach knapp 50 Jahren Haft (!) kurz vor seiner gerichtlich angeordneten
und von einer Polizeilobbyorganistion gebremsten Freilassung in einem
New Yorker Gefängnis an Corona erkrankt: "Jalil Muntaqim tests positive
for COVID-19 and is hospitalized in New York" (May 26, 2020) [5].
(Dt. sprachiger Hintergrund über Jalil Muntaqim, der seit 1971 in den USA
inhaftiert ist und mit dessen Freilassung eigentlich seit längerem
gerechnet wurde siehe unter [6].)

Am 13. Mai 2020 jährte sich zum 35. mal die Tragödie der MOVE
Bombardierung in Philadelphia. Die Polizei tötete damals 11 Menschen und
verursachte einen Flächenbrand mit 62 niedergebrannten Häusern, für den
bis heute niemand zur Rechenschaft gezogen wurde. Der damalige
Bürgermeister Wilson Goode entschuldigte sich nun in einem Beitrag der
englischen Zeitung Guardian bei den Überlebenden und Angehörigen und
forderte die aktuelle Stadtverwaltung von Philadelphia auf, das gleiche
zu tun, was allerdings (bis jetzt) nicht geschah. Am 16. Mai berichtete
das nd über das damailge Massaker, welches ebenfalls eng mit der
behandlung von Mumia Abu-Jamal verbunden ist: "Eine Bombe, zehntausend
Kugeln: Move - eine vergessene Geschichte von polizeilichem Rassismus in
den USA" [7].


Zum weiteren Inhalt:

1. Meldungen aus der Bewegung & Presse

2. Solidarität mit Gefangenen


1. Meldungen aus der Bewegung & Presse

(Radio Aktiv Berlin) Free Mumia - Free Them All! (6.05.2020)

https://radioaktivberlin.nostate.net/2020/05/07/radio-aktiv-berlin-am-6-mai-2020-abendausgabe-free-mumia-free-them-all/

Wochen des Widerstands in Pennsylvania: Mumia Abu-Jamal und
Gefangenenkämpfe (3.05.2020) 

https://de.indymedia.org/node/80828

VVN/BdA: "1000 solidarische Grüsse an dich, Mumia, unser Ehrenmitglied"

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#vvnbda1000soligruesse


2. Solidarität mit Gefangenen

(Workers World) International movement demands: Justice for Major
Tillery! (May 26, 2020)

https://www.workers.org/2020/05/48947/?utm_source=rss&utm_medium=rss&utm_campaign=international-movement-demands-justice-for-major-tillery

(indymedia) Kampagne - Das ist Folter! #FreeSunny #FreeThemAll
(21.05.2020) 

https://de.indymedia.org/node/83529

(indymedia) COVID 19 in der JVA Chemnitz angekommen - Desinformation der
Insass*Innen (21.05.2020) 

https://de.indymedia.org/node/83523

(SF Chronicle) Coronavirus and prisons: San Quentin protesters demand
protection for state inmates (May 9, 2020)

https://www.sfchronicle.com/bayarea/article/Coronavirus-and-prisons-San-Quentin-protesters-15259243.php

(indymedia) Kurzinformationen zur aktuellen Situation aus dem Knast
Neumünster im Kontext mit Corona (7.05.2020)

http://4sy6ebszykvcv2n6.onion/node/81525

(SF Bayview) Congressmembers to governors, Decarcerate now! (May 7,
2020)

https://sfbayview.com/2020/05/congressmembers-to-governors-decarcerate-now/

(Texas Tribune) 70% of Texas prisoners tested have the coronavirus.
Experts say it's time for more testing and fewer inmates. (May 4,
2020)

https://www.texastribune.org/2020/05/04/coronavirus-texas-prisons-testing

(The Intercept) Medical Expert: Federal Jail Intentionally Destroying
Medical Records and Hiding Extent of Coronavirus Behind Bars (May 1,
2020)

https://theintercept.com/2020/05/01/mdc-brooklyn-jail-coronavirus-medical-records/

(München) Aktion am Stadlheimer Knast - Es fehlen die Gefangenen!
(1.05.2020) 

https://de.indymedia.org/node/80470

(Tübingen) Feuerwerk am Tübinger Knast (1.05.2020)

https://de.indymedia.org/node/80268

(Abolitionist Law Center) Statement in Support of Pennsylvania Political
Prisoners: Building Upon the Legacies of Political Prisoners to Bring
Them Home (April 30, 2020)

https://medium.com/@abolitionistlawcenter/statement-in-support-of-pennsylvania-political-prisoners-building-upon-the-legacies-of-political-2da9185d9825

(Long Beach Post, California) More than 400 Terminal Island prison
inmates test positive for COVID-1 (April 29, 2020)

https://lbpost.com/news/terminal-island-prison-coronavirus-half-400?fbclid=IwAR29azRb9Nk5jMeudWuOcV1Wx5xEtz6VvuOnLjxV_RczIc9Jz4lnG_cnClc

(Monitor) Corona in Gefängnissen: Hoch ansteckend - Fernsehbeitrag 06:10
Min (30.04.2020)

https://www1.wdr.de/daserste/monitor/videos/video-corona-in-gefaengnissen-hoch-ansteckend-100.html


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin


Verweise

[1] https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia/i-cant-breathe-pt-2-304-mumia-abu-jamal-0?fbclid=IwAR3MjJ7MHMaO89JjXxmrnEbVKVkEkwyF3ET0o0PvAg86F521N68TjpVJDvI

[2] https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia/how-covid-19-affects-me-555-mumia-abu-jamal?fbclid=IwAR0PEEZccQL_APPMI8yNSWN5qDxFkY6JLp_uJ-bViLvyiEvI5bKJQ2K9Kls

[3] https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia/covid-19-228-mumia-abu-jamal

[4] https://www.jungewelt.de/artikel/378051.sch%C3%BCtzt-euch-und-andere.html

[5] https://sfbayview.com/2020/05/jalil-muntaqim-tests-positive-for-covid-19-and-is-hospitalized-in-new-york/

[6] http://mumia-hoerbuch.de/postamt/Jalil%20Muntaqim%20und%20Herman%20Bell.pdf

[7] https://www.neues-deutschland.de/artikel/1136734.move-bewegung-eine-bombe-zehntausend-kugeln.html

 * 
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FREE MUMIA - Rundbrief Juni 2020

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)
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AUSSICHTEN/9002: Und morgen, den 02. Juni 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 02.06.2020 bis zum 03.06.2020 +++
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Wolken kühl und sonnenwarm,

Frosch Jean-Luc am Uferrand,

mittendrin im Mückenschwarm

lebt er im Schlaraffenland.
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ARTIKEL/536: Gegner*innen sexueller und reproduktiver Rechte - Die Anti-Choice-Bewegung in Deutschland (pro familia)

pro familia magazin 1/2020

Deutsche Gesellschaft für Familienplanung, Sexualpädagogik und Sexualberatung e.V.

Die Anti-Choice-Bewegung in Deutschland

von Johanna Özogul



Wie sind die Gegner*innen sexueller und reproduktiver Rechte organisiert? Wie arbeiten sie, und welche Bilder verwenden sie? Der folgende Beitrag gibt einen Überblick.

Die gesellschaftliche Kontroverse rund um das Thema Schwangerschaftsabbruch ist in den USA schon lange im alltäglichen Leben sichtbar: Demonstrationen vor Kliniken, bei denen blutige Bilder von Embryos hochgehalten werden. Religiöse fundamentalistische Gruppen, die am Straßenrand für "getötete Kinder" beten. Streichungen von Fördergeldern für Beratungsstellen, je nach Regierungspartei. Medizinische Versorgungsnotstände und bundesstaatsweite Verbote. Anschläge auf Ärzt*innen, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen. Aber auch: Gegendemonstrationen und Aktionen von Menschen, die sich für Wahlfreiheit und reproduktive Rechte bei Schwangerschaftsabbrüchen einsetzen.

Anfang Texteinschub

"Die Stimmung in Deutschland hat sich verändert."

Ende Texteinschub

Eine solche gesellschaftlich aufgeheizte Stimmung mit Bezug auf Schwangerschaftsabbrüche war für Deutschland lange undenkbar. Nur wenige Personen konnten sich hier so deutlich wie die Amerikaner*innen in der Debatte positionieren. Nach der Wiedervereinigung schienen sich die meisten Menschen mit der Fristenlösung mit Beratungspflicht arrangiert zu haben. Teilweise fehlte das Bewusstsein dafür, dass Schwangerschaftsabbrüche immer noch im Strafgesetzbuch verankert sind. Abtreibungsgegner*innen wirkten oft wie eine verschrobene Minderheit, zu der es auch keine größere Gegenbewegung gab.

Doch seit einigen Jahren rückt die Diskussion auch im deutschsprachigen Raum wieder in die Öffentlichkeit. Das prominenteste Beispiel dafür ist die Berichterstattung über die Anklage der Ärztin Kristina Hänel und die nachfolgende Erörterung des sogenannten Werbeverbots für Schwangerschaftsabbrüche.

Sicherlich sind im Gegensatz zu den USA zahlreiche Zwischentöne zu hören, seltener findet hier eine solche Schwarzweißmalerei statt wie auf der anderen Seite des Atlantiks. Aber die Stimmung in Deutschland hat sich verändert, und immer mehr Menschen positionieren sich zu Schwangerschaftsabbrüchen sowie damit verbundenen Themenbereichen, die über Pränataldiagnostik bis zu sexueller Bildung reichen können. Sowohl Abtreibungsgegner*innen als auch Aktivist*innen von Gegenbewegungen erhalten Zulauf, nehmen an Aktionen und Protesten teil und machen so die zugrundeliegende Kontroverse wieder sichtbar.

Der vorliegende Artikel erläutert beispielhaft die Strukturen, Aktions- und Argumentationsmuster der Anti-Choice-Bewegung in Deutschland. Auf Grundlage der Beschreibungen erfolgt eine ideologische Charakterisierung und Einordnung der Bewegung, die insbesondere antifeministische, sexualrestriktive und rassistische Verstrickungen hervorhebt.


"Anti-Choice": Was bedeutet das?

Weit bekannt ist der Begriff "Pro-Life", der aus dem Amerikanischen stammt und übersetzt "für das Leben" bedeutet. Es handelt sich dabei um eine stark wertende Selbstbeschreibung der Bewegung, die impliziert, dass die Gegenseite gegen das Leben sei. In der deutschen Forschungsliteratur wird auch oft von der "Lebensschutz"-Bewegung oder von "Lebensrechtsgruppen" gesprochen; diese Begriffe zeigen aufgrund ihrer ebenfalls wertenden Ausrichtungen aber ähnliche Schwierigkeiten auf.

Der vorliegende Artikel wird zur Beschreibung von Personen, die den Schwangerschaftsabbruch ablehnen, deshalb ausschließlich mit dem Begriff "Anti-Choice" arbeiten. "Anti-Choice", ebenfalls aus dem Amerikanischen stammend, bedeutet "gegen Wahlfreiheit" und wertet somit in einer Form, die den Grundüberzeugungen von pro familia für eine selbstbestimmte Sexualität und Familienplanung entspricht.


Ziele der Anti-Choice-Bewegung

Die Anti-Choice-Bewegung ist eine soziale Bewegung, die sich gegen legale Zugänge zu Schwangerschaftsabbrüchen einsetzt. Oft sind hierfür keinerlei Ausnahmen vorgesehen, einige Ausrichtungen bewerten aber bestimmte Situationen wie Gefahren für die Gesundheit der Schwangeren oder Fälle von Vergewaltigung als zulässige Ausnahmen.

Die Anti-Choice-Bewegung ist an sich nicht neu, sondern begleitete schon immer die Kontroverse um Schwangerschaftsabbrüche und die Frage, ab wann menschliches Leben beginnt. Innerhalb der Bewegung wird üblicherweise das Lebensrecht des Embryos oder Fötus über das Selbstbestimmungsrecht der schwangeren Frau erhoben.

Anfang Texteinschub

"Fundamentalistische Haltung gegen die Wahlfreiheit von Frauen."

Ende Texteinschub

In der Vergangenheit wurde die Anti-Choice-Bewegung oft als Ein-Punkt-Bewegung beschrieben. Dies trifft heutzutage nicht mehr zu, denn das Themenspektrum hat sich inhaltlich um zahlreiche andere Punkte erweitert. So gehören beispielsweise die Ablehnung von Sterbehilfe, der Umgang mit Pränataldiagnostik und Fertilisationsmedizin sowie Stammzellen- und Embryonenforschung zum Themenkatalog. Auch zeigen sich Überschneidungen mit weiteren Positionierungen, zum Beispiel mit der Ablehnung von sexueller Bildung. Diese Überschneidungen werden im Folgenden noch genauer herausgearbeitet.


Wer gehört zur Bewegung?

Schwangerschaftsabbrüche abzulehnen kann eine individuelle und persönliche Meinung sein. Innerhalb der Anti-Choice-Bewegung ist diese Meinung aber oftmals institutionalisiert oder wird in Interessensgemeinschaften gebündelt. Am deutlichsten ist das bei speziell zu diesem Zweck gegründeten Organisationen wie dem Bundesverband Lebensrecht oder der Aktion Lebensrecht für Alle (ALfA). Explizite Anti-Choice-Organisationen können nach außen zwar unterschiedlich auftreten und wirken je nach Ausrichtung weltoffener oder extremer, verfolgen letztendlich aber identische Ziele und sind überwiegend in einem christlich-fundamentalistischen Hintergrund verortet. Ebenfalls eindeutig positioniert und aktiv sind einige christlich-fundamentalistische Organisationen wie die Deutsche Evangelische Allianz oder die Piusbruderschaft. Auch die kathlische Kirche an sich spricht sich gegen Schwangerschaftsabbrüche aus. In einer Predigt aus dem Jahr 2018 wich Papst Franziskus von seinem ursprünglichen Text ab und verglich, wie zahlreiche große deutsche Zeitungen berichteten, Schwangerschaftsabbrüche mit Auftragsmord: "Einen Menschen zu beseitigen ist wie die Inanspruchnahme eines Auftragsmörders, um ein Problem zu lösen."

Aber auch politische Parteien wie fundamentalistische Kleinstparteien, Teile der CDU/CSU und die AfD lehnen in Deutschland Schwangerschaftsabbrüche deutlich ab und fordern eine dementsprechend verschärfte Gesetzgebung.

Die Auflistung dieser unterschiedlichen Anti-Choice-Akteure zeigt, dass eine Positionierung gegen Schwangerschaftsabbrüche keinesfalls ein Randphänomen ist, sondern von größeren Bevölkerungsteilen zumindest mitgetragen wird. Die Bewegung zeigt in Deutschland ein sehr heterogenes Bild.


Aktionen der Anti-Choice-Bewegung 

Deutschlandweit finden zahlreiche kleine und große Aktionen der Bewegung statt. Eine der bekanntesten Protestformen ist der sogenannte Marsch für das Leben, der jährlich in Berlin stattfindet und sowohl tausende Besucher*innen als auch Gegendemonstrant*innen auf die Straßen holt. Es handelt sich um einen Schweigemarsch, aber auch Gebete und Gesänge können derartige Anti-Choice-Aktionen begleiten. Typisch ist auch die Verteilung oder Verschickung von Embryomodellen oder einschlägigem "Informationsmaterial", das oft eine falsche Vorstellung von Größe und Entwicklung eines Embryos oder Fötus vermittelt. Falschinformationen über die physischen und psychischen Auswirkungen von Schwangerschaftsabbrüchen sind ebenfalls im Umlauf. pro familia Beratungsstellen sind aber auf verschiedenen Wegen noch direkter von Aktionen der Bewegung betroffen. Dabei geht es vor allem um juristische Klagen, Einschüchterungen, Demonstrationen vor Beratungsstellen und um zum Verwechseln ähnliche, ungekennzeichnete Anti-Choice-Beratungsangebote.

Anfang Texteinschub

"Oft wird eine falsche Vorstellung von Größe und Entwicklung eines Embryos oder Fötus vermittelt."

Ende Texteinschub


(Juristischer) Druck und Einschüchterungen

Die juristische Anklage von Ärzt*innen, Kliniken und Beratungsstellen durch Anti-Choice-Anhänger*innen ist an sich nicht neu, scheint in den letzten Jahren aber zugenommen zu haben. Solche Fälle werden mittlerweile eingehender in den Medien und der Öffentlichkeit diskutiert, wie dies auch bei Kristina Hänel der Fall ist.

Auch wenn Anti-Choice-Webseiten Namen von Einzelpersonen wie Ärzt*innen oder Berater*innen im Internet nennen, kann dies einschüchternd wirken. Einige Berater*innen und Schlüsselpersonen im Feld sind deshalb besonders vorsichtig im Umgang mit sozialen Medien geworden oder verzichten auf die Veröffentlichung von Namen und Fotos der Teams. Zudem erhalten Professionelle im Handlungsfeld auch Post mit drohenden Inhalten. Dazu gehören fälschliche Hinweise auf die Illegalität ihrer Arbeit, die Androhung von Klagen oder bildstarkes Material wie blutige Fotos von Föten. Mit diesen Aktionen wird in Beratungsstellen insbesondere bei Berufseinsteiger*innen die Unsicherheit darüber, was laut Gesetz rechtmäßig ist, erhöht.

Ein Punkt, der dies deutlich macht, ist die unter Berater*innen verbreitete Sorge, dass eine von ihnen durchgeführte Schwangerschaftskonfliktberatung von Personen aus der Anti-Choice-Bewegung besucht, kontrolliert oder aufgenommen wird - auch wenn es für ein solches Vorgehen aus der Anti-Choice-Bewegung derzeit keinerlei Hinweise gibt.


Gehsteig-"Beratungen" und Mahnwachen

Ein weiteres Handlungsfeld, welches sich die Bewegung erschlossen hat, sind sogenannte Mahnwachen vor Einrichtungen oder Organisationen, die eine selbstbestimmte Sexualität und Familienplanung befürworten. Dies können sowohl Kliniken und Arztpraxen sein als auch Beratungsstellen, die Beratungsbescheinigungen ausstellen. Dabei werden Frauen und Paare teilweise direkt angesprochen und bedrängt, ein Vorgehen, was die Bewegung selbst "Gehsteigberatung" nennt. Üblicherweise sind diese Mahnwachen auch von eindeutiger Symbolik (Kreuze, Bilder von Embryonen, Föten und Babys) begleitet, es wird laut gebetet und gesungen. Bei pro familia waren beispielsweise Beratungsstellen in München und in Hessen von solchen Protesten betroffen. Im Rahmen der aus den USA stammenden Initiative 40 Tage für das Leben wird meist zweimal pro Jahr für eine Dauer von 40 Tagen demonstriert. Erst seit August 2019 wurden die Klient*innen und Beratenden in Hessen durch einen Erlass für eine Schutzzone vor dem unmittelbaren Kontakt mit den Demonstrierenden geschützt.


Anti-Choice-Beratungsstellen

Beratungen von schwangeren Frauen finden durch Anti-Choice-Organisationen sowohl online und telefonisch als auch in eigenen Räumlichkeiten statt. Dabei ist die gesetzlich verankerte ergebnisoffene Beratung nicht möglich, da die Organisationen nicht staatlich anerkannt sind und keine Beratungsbescheinigungen nach §219 StGB ausstellen. Dies ist für Frauen und Paare auf der Suche nach Beratung aber oft nicht klar ersichtlich. Denn auf ihren Webseiten präsentieren sich die Anti-Choice-Beratungsstellen äußerst professionell und neutral. Meist scheint auch an einer Suchmaschinenoptimierung gearbeitet worden zu sein, um entsprechende Webseiten möglichst hoch in den Ergebnissen von Google anzuzeigen. Dieses gezielte Vorgehen lässt eine entsprechende Planung und übergeordnete Ziele innerhalb der Bewegung vermuten. Auf solch eine Zielsetzung weist auch die Veröffentlichung "Restoring the Natural Order" hin (siehe pro familia magazin Nr. 1/2020, Seite 11.)


Exkurs pro femina: zum Verwechseln ähnlich

Der prominenteste Anti-Choice-Beratungsstellenverein pro femina zeigt nicht nur in seinem Namen Ähnlichkeiten mit pro familia auf, sondern verfügt auch über eine verblüffend ähnlich gestaltete Homepage. Sowohl beim Aufbau der Seite als auch beim Bildmaterial besteht für Laien zunächst Verwechslungsgefahr.

pro femina betreibt neben einem umfassenden Online- und Telefonangebot mittlerweile in München, Heidelberg und Berlin Beratungsstellen. Zuletzt sorgte pro femina in Gießen für Aufsehen, weil Werbung für den Verein auf den Bussen des städtischen Verkehrsbetriebs geschaltet wurde. Neutral und ergebnisoffen wirkend fragen die großflächigen Aufdrucke "Ungewollt schwanger? Hilfe für eine gute Einscheidung". Diese Werbung wurde von der Evangelischen Allianz Gießen beauftragt und bezahlt. Finanziert und unterstützt werden pro femina sowie ähnliche Einrichtungen meistens durch Spenden.

Anfang Texteinschub

"Die Psychologisierung von Schwangerschaftsabbrüchen ist zentrales Element der Argumentation."

Ende Texteinschub

Neben Beratungen zur Entscheidungsfindung bei Schwangerschaftskonflikten, die im Ernstfall durch Verzögerungen eine staatlich anerkannte Beratung nach Fristenregelung verhindern, werden oft auch Beratungen nach Abbrüchen angeboten. Dies geschieht entgegen wissenschaftlicher Erkenntnisse in der Annahme, dass ein Schwangerschaftsabbruch als traumatisches Ereignis einen Großteil der Betroffenen psychisch dauerhaft schädigt.


Argumentationsmuster der Anti-Choice-Bewegung

Die Argumente der Anti-Choice-Bewegung für ein weitgehendes Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen folgen oft wiederkehrenden Mustern, und es wird eine ähnliche Rhetorik verwendet.


Das Post-Abortion-Syndrom

Die Existenz eines Post-Abortion-Syndroms, also einer typischerweise auftretenden psychischen Erkrankung nach einem Schwangerschaftsabbruch, ist wissenschaftlich widerlegt. Die Psychologisierung von Schwangerschaftsabbrüchen ist aber ein Zentralargument der aktuellen Bewegung, die sich selbst gerne als frauenfreundlich und unterstützend ansieht. Dass der Glaube an die Existenz einer solchen Erkrankung gesellschaftlich anerkannt ist, zeigt die unhinterfragte Erwähnung des Syndroms in der bei ARTE ausgestrahlten Dokumentation "Tabu Abtreibung" (2014) ebenso wie die ursprünglich zu diesem Thema von Gesundheitsminister Jens Spahn in Auftrag gegebene millionenschwere Forschungsstudie (2019).


Emotionalisierung und Moralisierung

Die Verwendung emotionalisierender Sprache mit Begrifflichkeiten wie "Kindstötung" oder "Mord" wird in der Bewegung überlicherweise benutzt, um das Vorgehen bei Schwangerschaftsabbrüchen zu beschreiben. Bei extremeren Ausrichtungen werden auch Holocaust-Vergleiche angestellt.

Ein in diesem Zusammenhang ebenfalls typischer Argumentationsstrang geht von der Annahme aus, dass die Ermöglichung von Schwangerschaftsabbrüchen der Beginn eines moralischen Untergangs der Gesellschaft sei, auf den dann noch andere Verfehlungen folgen würden.


Das Demografie-Argument

Eine weitere Annahme der Bewegung ist, dass die demografische Entwicklung der (deutschen) Gesellschaft aufgrund von Schwangerschaftsabbrüchen gefährdet sei. Wegen der legalen Möglichkeiten für Schwangerschaftsabbrüche, so die Behauptung, werden zu wenig Kinder geboren, und die Gesellschaft überaltert.


Einordnung der Bewegung - rassistisch, heteronormativ und sexualrestriktiv

Bei näherer Betrachtung der Aktions- und Argumentationsmuster der Anti-Choice-Bewegung tritt eine drastische Weltanschauung zutage.

So werden beispielsweise mit dem Demografie-Argument mehr Geburten gefordert. Die Erfüllung solcher Ziele durch Einwanderung steht aber außer Frage, denn gleichzeitig erfährt die Bewegung durch zunehmende nationalistische Tendenzen Aufschwung. Die AfD und Medienangebote wie zahlreiche einschlägige Artikel der, auch als Sprachrohr der Neuen Rechten bezeichneten, Wochenzeitung "Junge Freiheit" sprechen für rassistische Anteile innerhalb der Bewegung.

Anfang Texteinschub

"In diesem Weltbild hat sexuelle und reproduktive Vielfalt keinen Platz."

Ende Texteinschub

Gleichzeitig liegt der Bewegung ein bestimmtes Frauenbild zugrunde. Gerade die weltoffeneren Angebote positionieren sich als Einsätze für das Wohlbefinden und die Rechte von Frauen. Es herrscht die Meinung vor, dass ein Schwangerschaftsabbruch gegen die Natur von Frauen sei, dementsprechend auch das Post-Abortion-Syndrom ausgelöst werde und somit nur äußere Umstände zu einem solchen Entschluss führen könnten.

Im Umkehrschluss bedeutet diese Annahme aber, dass die ursprüngliche Bestimmung von Frauen das Muttersein ist. Wie die konservativen und fundamentalistischen Strömungen der Bewegung unterstreichen, ist dafür die Ehe der richtige Ort. In diesem heteronormativen Weltbild hat sexuelle und reproduktive Vielfalt keinen Platz. Die Nähe und Überschneidungen zu Gruppen wie den "besorgten Eltern", die gegen die selbst diagnostizierte "Frühsexualisierung" kämpfen, sind somit nicht verwunderlich. Eine Verfolgung der Anti-Choice-Überzeugungen führt also zu einer restriktiven Sexualmoral und einer Einschränkung von sexueller Selbstbestimmung - sowohl beim Thema Schwangerschaftsabbruch als auch in allen anderen angrenzenden Bereichen. Folglich sind nicht nur Konfliktberatungen, sondern auch der Bereich der sexuellen Bildung in pro familia Beratungsstellen von der Bewegung direkt betroffen.

Es sind sicherlich nicht nur die Gegner*innen der reproduktiven Selbstbestimmung, die in Deutschland den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen und sexueller Bildung erschweren. Allein die ärztliche Unterversorgung auf dem Land (auch in anderen medizinischen Bereichen) oder steigende Mieten und fehlende Räumlichkeiten für Beratungsstellen in den Städten behindern aktuell die reproduktive Selbstbestimmung zahlreicher Menschen. Auch diese Themenbereiche benötigen erhöhte Aufmerksamkeit, und es besteht ebenfalls Handlungsbedarf, um solche strukturellen Probleme anzugehen. Aber gleichzeitig lässt sich auch feststellen: Die Anti-Choice-Bewegung hat sich professionalisiert, nutzt das bestehende politische Klima und strukturelle Schwierigkeiten teilweise gezielt aus und verfolgt absichtsvoll und organisiert die Durchsetzung ihrer Ziele.


Über die Autorin:

Johanna Özogul promoviert an der RuhrUniversität Bochum zu dem Thema "Diskurse zum Schwangerschaftsabbruch" und beschäftigt sich mit der Anti-Choice-Bewegung.
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AUSLAND/9423: Aus aller Welt - 01.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Spionageverdacht: Indien weist pakistanische Botschafter aus

Nach der Ausweisung von zwei Mitarbeitern der pakistanischen
Botschaft in Neu Delhi hat das pakistanische Außenministerium den
indischen Geschäftsträger einbestellt. Die Spionagevorwürfe seien
unbegründet und die Ausweisung ein klarer Verstoß gegen die Wiener
Konvention über diplomatische Beziehungen, erklärte das
Außenministerium in Islamabad. Die pakistanischen
Botschaftsmitarbeiter waren von einer Spezialeinheit der
Hauptstadtpolizei wegen anti-indischer Aktivitäten festgenommen
worden. Weitere Details wurden nicht bekannt. Die beiden Beamten
wurden aufgefordert, Indien binnen 24 Stunden zu verlassen.

1. Juni 2020
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JUSTIZ/9423: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßliche Autoschieberbande in München festgenommen

Die Münchner Polizei nahm vier Niederländer wegen Betrugsverdachts in
Gewahrsam. Die Männer im Alter zwischen 26 und 34 Jahren
beabsichtigten offenbar, gemietete Luxusautos ins Ausland zu
verschieben. Ein Autovermieter, dem die Kunden verdächtig vorkamen,
hatte die Polizei gerufen. Die Beamten schlüpften vorübergehend in
die Rolle des Vermieters und fuhren die Verdächtigen ins
Polizeipräsidium. Ob die vier Männer noch für weitere Betrugsfälle
verantwortlich sind, ist noch offen. Die Ermittlungen stünden noch am
Anfang, hieß es. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9420: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote bei Überfällen in Burkina Faso

Bei bewaffneten Angriffen auf zwei Orte im Osten und Norden des
westafrikanischen Landes Burkina Faso sind in den vergangenen zwei
Tagen mindestens 50 Menschen gestorben. Für die Angriffe macht die
Regierung dschihadistische Gruppen verantwortlich. In Burkina Faso
finden wie in den Nachbarländern Mali und Niger immer wieder
Anschläge und Überfälle von Gruppen statt, die der Al-Kaida und dem
Islamischen Staat (IS) nahestehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9422: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Forschungsministerin wirbt für Wasserstoffwirtschaft

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek (CDU) forderte staatliche
Investitionen in Milliardenhöhe für den Aufbau einer
Wasserstoffwirtschaft in Deutschland. Aus Sicht der Ministerin birgt
mit erneuerbaren Energien hergestellter Wasserstoff enorme Chancen.
In einem Gespräch mit den Zeitungen der Funke Mediengruppe rief
Karliczek die Teilnehmer des für Dienstag geplanten Koalitionsgipfels
auf, ein Signal zu setzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9420: Tragisches und Kurioses - 01.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Segelfliegerpilot tödlich verunglückt

Im hessischen Fuldau ist ein Pilot beim Absturz seines
Segelflugzeugs ums Leben gekommen. Der Motorsegler war aus noch
unbekannten Gründen auf einer Wiese am Rande einer Kleingartenanlage
zerschellt. Helfer konnten den 66jährigen Mann nur noch tot aus dem
brennenden Fluggerät bergen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8505: Aus Forschung und Technik - 01.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Zwei neue chinesische Satelliten im All

Eine Trägerrakete des Typs Langer Marsch 2D brachte zwei Satelliten
erfolgreich in einen erdnahen Orbit. Der Start erfolgte vom
chinesischen Raumfahrtzentrum Jiuquan in der Wüste Gobi. Bei den
Nutzlasten handelt es sich einem Bericht der Agentur Xinhua zufolge
um den optischen Fernerkundungssatellit Gaofan-9 mit einem räumlichen
Auflösungsvermögen von weniger als einem Meter sowie um den
Satelliten HEAD-4, der unter anderem Fahrt- und Flugdaten für die
Schiff- und Luftfahrt sammelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8519: Aus aller Welt - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Athen kündigt Ausbau des Grenzzauns am Evros an

Die Zaunanlagen zur Abwehr von Migranten an der Grenze Griechenlands
zur Türkei werden auf griechischer Seite ausgebaut werden. Das
kündigte der griechische Außenminister Dendias an. Zuvor verlautete
aus türkischen Regierungskreisen, in Zukunft könnten Tausende von
Migranten versuchen von der Türkei aus über die Grenze nach
Griechenland und in die EU zu gelangen. Am Grenzfluß Evros steht
bereits ein Zaun von zwölf Kilometer Länge. Weitere 26 Kilometer
befinden sich im Bau. Griechischen Medienberichten zufolge könnte die
Grenzbefestigung künftig eine Länge von mehr als 200 Kilometer
erreichen. Ein Sprecher der griechischen Regierung erklärte, man
unternehme alles Erforderliche, um die eigene Grenze sowie die
Hoheitsrechte Griechenlands auf See und auch auf dem Festland zu
wahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8472: Medizin und Gesundheitswesen - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Pneumokokken-Impfungen im Trend

Impfungen sind gegenwärtig im Trend. Gerade erst zeigten Umfragen,
daß Bundesgesundheitsminister Jens Spahns (CDU) Vorschlag auf große
Zustimmung in der Bevölkerung stößt. Mehr als zwei Drittel der
Bundesbürger befürworten, daß Kinder ohne Masern-Impfung vom
Kita-Besuch ausgeschlossen werden dürfen. Außerdem sind viele der
Empfehlung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) gefolgt, sich
gegen Pneumokokken impfen zu lassen. Laut Deutschem Ärzteblatt hatte
Spahn im März Menschen ab 60 Jahren aufgrund der Coronakrise dazu
aufgerufen, sich gegen Pneumokokken impfen zu lassen. Mit großem
Erfolg. Bereits einen Tag danach waren die Verordnungszahlen für den
Impfstoff drastisch nach oben geschnellt. Gegenüber 2018 und 2019
wurden im Vergleichszeitraum März mehr als viermal so viele Impfdosen
verordnet und in Apotheken abgegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8507: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



München verbietet "Judenstern" auf Corona-Demos

Die Stadt München hat Demonstranten verboten, einen gelben
"Judenstern" mit dem Schriftzug "Ungeimpft" als Protest gegen
behördliche Gesundheitsauflagen zu tragen. Das Verbot gehörte bereits
zu Auflagen für Protestkundgebungen am Samstag. Bei Verstoß gegen das
Verbot droht ein Bußgeldbescheid. Der Antisemitismusbeauftragte der
Bundesregierung, Felix Klein, hält das Tragen von nachgebildeten
"Judensternen" bei Corona-Demonstrationen für absolut inakzeptabel.

1. Juni 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8429: Sprache, Kunst und Medium - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



 Unwetterschäden am Taj Mahal halten sich in Grenzen

In Nordindien wurde am Sonnabend das seit Mitte März wegen der
Coronapandemie geschlossene weltberühmte Mausoleum Taj Mahal während
eines schweren Unwetters beschädigt. Menschen waren wegen der
Schließung der weitläufigen Grabanlage nicht betroffen.

Nach Mitteilung der Nachrichtenagentur AFP blieb das Hauptgebäude
verschont, es gab aber Schäden an zwei Toren, wobei jeweils ein
Minarett abbrach. Ferner stürzte eine mehrere Meter lange
Original-Sandsteinbrüstung aus dem 17. Jahrhundert herab. Auch wurde
eine nachträglich eingebaute Marmor-Brüstung von dem Gewitter mit
Windgeschwindigkeiten bis zu 130 km/h zum Einsturz gebracht.

Normalerweise strömen täglich Zehntausende Touristen zu der etwa 250
Kilometer südlich der indischen Hauptstadt Neu Delhi in Agra gelegenen
UNESCO-Welterbestätte, jährlich sind es um die acht Millionen.
Momentan halten sich dort aber nur die Wächter und Restauratoren auf.

Der Großmogul Shah Jahan ließ das riesige Grabmal im 17. Jahrhundert
nach dem Tod seiner Frau Mumtaz Mahal bauen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8496: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Raketen auf Tripolis

Bei Raketenangriffen auf die libysche Hauptstadt Tripolis sind nach
Angaben örtlicher Behörden mindestens fünf Menschen getötet und zwölf
teils schwer verwundet worden. Tripolis wird von einer international
weitgehend anerkannten Regierung unter al-Sarradsch kontrolliert. Der
von der Regierung in Tobruk unterstützte General Haftar versucht mit
seiner Libyschen Nationalarmee Tripolis zu erobern. Die Militärs um
al-Sarradsch halten Haftars Truppe für die jüngsten Angriffe für
verantwortlich. Beide Seiten haben eigentlich eine Waffenruhe
vereinbart. In den Bürgerkrieg um Macht und Ölressourcen des
nordafrikanischen Landes sind unter anderem die Türkei, Rußland,
Frankreich, Ägypten und die Vereinigten Arabischen Emirate
verwickelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8510: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung berät über Autokaufprämie

Für Dienstag hat die Bundesregierungen Beratungen über ein weiteres
Konjunkturpaket angesetzt. Von den staatlichen Hilfen wollen unter
anderem Autokäufer und -hersteller profitieren. Bayerns
Ministerpräsident Söder verteidigte in der Welt am Sonntag die
eventuell anstehende Kaufprämie mit dem Hinweis, daß ja alte Autos
vom Markt genommen und durch saubere Fahrzeuge der neusten
Generation ersetzt würden. Die Autoländer Bayern, Baden-Württemberg
und Niedersachsen schlagen die Einführung einer sogenannten
Innovationsprämie für moderne Autos vor, welche weniger CO2
produzieren als die älteren Benziner und Diesel. Zudem könnte der
Absatz von Elektroautos mit dem Ausbau der notwendigen
Ladeinfrastruktur gefördert werden. Hier könnte laut Söder der Staat
50 Prozent der Kosten für private Ladepunkte übernehmen. Zweifel an
den gewünschten Fördermaßnahmen haben Umwelt- und Industrieverbände,
die Mittelstands- und Wirtschaftsunion sowie Wirtschaftsexperten
geäußert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8479: Tragisches und Kurioses - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Heimwerkerarbeit führt in eine Katastrophe

In Hameln sind bei einer Verpuffung eine 39 Jahre alte Frau und ihre
fünfjährige Tochter schwer verletzt worden. Wie NDR 1 Niedersachsen
berichtete, hatten zwei Männer in einer Kleingartenkolonie ein leeres
Benzinfaß mit einem Winkelschleifer auftrennen wollen, als es zu einer
wuchtigen Detonation kam.

Nach Angaben der Feuerwehr befanden sich in dem Faß vermutlich noch
Gase beziehungsweise Treibstoffreste, die durch den Funkenflug
entzündet wurden.

Bei der Explosion wurde der Deckel der Tonne abgerissen und traf das
Mädchen mit voller Wucht. Der Kleinen mußte später ein Arm abgenommen
werden. Die Mutter trug weniger schwere Verletzungen davon. Beide
wurden mit dem Rettungshubschrauber ins Krankenhaus geflogen.

Die beiden für die Katastrophe verantwortlichen Männer kamen mit
leichten Verletzungen davon.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8508: Arbeit, Soziales und Familie - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Demo auf Landwehrkanal läuft aus dem Ruder

Nachdem in Berlin das Versammlungsverbot aufgehoben wurde, wollten am
Sonntagmittag Raver unter dem Motto "Für die Kultur - Alle in einem
Boot" für Unterstützung ihrer Szene, Künstler und Clubs in
Corona-Zeiten werben. Für die Kundgebung am Landwehrkanal waren 100
Teilnehmer und Teilnehmerinnen gemeldet worden. Zum Höhepunkt des
Events hatten sich jedoch rund 400 Boote auf dem Wasser eingefunden.
Etwa 3000 Menschen in den Booten und an Land sorgten mit lauter Musik
für Stimmung. Wegen des Geräuschpegels und fehlender Einhaltung des
Abstandsgebots schritten Polizei und Wasserschutzpolizei ein. Hundert
Beamte kamen zum Einsatz. Die Veranstalter beendeten die Aktion am
späten Nachmittag, doch bis zur Auflösung vergingen weitere Stunden.
Erst gegen 21 Uhr war wieder Ruhe auf dem Landwehrkanal.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8483: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Erster Tropensturm der Saison trifft auf Zentralamerika

Gestern ist der erste Tropensturm der Saison auf Zentralamerika
getroffen. Wie tagesschau.de meldete, starben in El Salvador
mindestens 14 Menschen durch die dadurch ausgelösten
Überschwemmungen, mehr als 900 Familien verloren ihr Obdach. Allein
im Großraum der Hauptstadt San Salvador wurden 50 Häuser komplett
zerstört. Wie Rettungskräfte mitteilten, war der Sturm Amanda mit
Windgeschwindigkeiten von 65 Kilometern pro Stunde auf die Küste von
El Salvador getroffen. Zum Glück verlor der Sturm im weiteren Verlauf
an Stärke und zog in das benachbarte Guatemala weiter. Von dort
wurden zunächst keine Todesopfer gemeldet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8496: Märkte und Finanzen - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Venezuela lockert Staatsmonopol für Treibstoff

Die Regierung von Präsident Maduro in Venezuela hat das staatliche
Monopol auf Benzin aufgehoben. Künftig dürfen 200 privat geführte
Tankstellen Benzin zu internationalen, auf umgerechnet 0,45 Euro
festgelegten Preisen verkaufen. Weiterhin wird es in der
sozialistischen Republik subventionierten Treibstoff geben. Besitzer
von Privatautos können monatlich 120 Liter Benzin zum Literpreis von
0,023 Euro kaufen. Die Menge für Motorräder beträgt 60 Liter. Der
Treibstoff für den öffentlichen Verkehr und das Transportwesen wird
weiterhin vom Staat vollständig subventioniert. Wegen der
Wirtschaftskrise in Venezuela und des Sanktionsregimes Washingtons
können die Raffinerien in dem an sich ölreichen südamerikanischen
Land nicht instand gehalten werden. Das hat eine massive
Treibstoffkrise zur Folge. Deswegen hat die ebenfalls mit
US-Sanktionen belegte Islamische Republik Iran fünf Tankschiffe mit
Benzin nach Venezuela geschickt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8506: Aus Forschung und Technik - 01.06.2020 (SB)




VOM TAGE



SpaceX-Kapsel koppelt an Internationaler Raumstation an

Neun Jahre haben die USA darauf gewartet, jetzt war es endlich
soweit. Am Samstag, den 30. Mai startete wieder eine
bemannte Rakete in den USA erfolgreich ins All. Wie afp meldete, hob
die Falcon-9-Rakete um 15.22 Uhr Ortszeit vom Kennedy Space Center in
Florida mit den beiden US-Astronauten Doug Hurley und Bob Behnken an
Bord ohne Probleme ab. Bekanntlich hatte die US-Raumfahrtbehörde NASA
ihr Shuttle-Programm 2011 wegen hoher Kosten und vor allem nach zwei
Unglücken eingestellt. Das private Raumfahrtunternehmen des
Technikpioniers Elon Musk sprang in die Bresche und entwickelte
Trägerraketen und die jetzt verwendete Raumkapsel, um die USA wieder
unabhängig von russischen Raketen zu machen. Mittlerweile hat die
Kapsel Crew Dragon an der Internationalen Raumstation ISS angedockt.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/2037: Regierungspressekonferenz vom 29. Mai 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 29. Mai 2020

Regierungspressekonferenz vom 29. Mai 2020

Themen: deutsche EU-Ratspräsidentschaft, Lage in Libyen, Beziehungen
zwischen der EU und Russland, Stellungnahme des Auswärtigen Amtes zum
Hackerangriff auf den Deutschen Bundestag, mögliche Teilnahme der
Bundeskanzlerin an der Militärparade in Moskau, Termine der Bundeskanzlerin
(Kabinettssitzung, Videokonferenz mit den Spitzen der europäischen
Arbeitgeberverbände, Videokonferenz mit Vertretern der kommunalen
Spitzenverbände), Treffen des Bundesaußenministers mit dem ukrainischen
Außenminister, Rolle des Nahostfriedensprozesses während der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft, Nahostkonflikt, Corona-Warn-App, Rettungspaket des
Bundes für Lufthansa, Autokaufprämie, Ernährungsreport 2020, Zulassung des
Medikaments Remdesivir


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Schneider (BMAS), Wackers
(BMG), Leber (BMJV), Baron (BMWi), Kolberg (BMF), Lenz (BMEL)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Schönen guten Tag, meine Damen und Herren! In fünf Wochen, am
1. Juli, wird Deutschland turnusgemäß die europäische Ratspräsidentschaft
übernehmen. Wir übernehmen sie von Kroatien und werden das Programm der
deutschen Ratspräsidentschaft, die sich bis Ende des Jahres erstreckt,
voraussichtlich Ende Juni, also kurz vor Beginn, veröffentlichen.

Ich darf Ihnen heute schon das Motto und das Logo dieser deutschen
Ratspräsidentschaft vorstellen. Das Motto lautet - Sie werden ihm in den
nächsten sechs Monaten immer wieder begegnen -: Gemeinsam. Europa wieder
stark machen. - Das bezieht sich natürlich auf die gewaltigen
Herausforderungen, vor die die Coronapandemie uns alle in Europa stellt und
auf die wir gemeinsam reagieren wollen und müssen. Das wird vielleicht auch
die Hauptaufgabe der deutschen EU-Ratspräsidentschaft sein: Kompromisse und
Lösungen zu finden und zu ihnen beizutragen, damit die europäischen
Mitgliedsstaaten diese Pandemie gemeinsam und zukunftsgerichtet bewältigen
können. Wir werden als Ratspräsidentschaft unsere ganze Kraft dafür
einsetzen, dass Europa wirtschaftliche Stärke und Wettbewerbsfähigkeit
zurückgewinnt. Genauso wird es uns um den sozialen Zusammenhalt in Europa
gehen. Denn dieser macht auch die Kraft Europas aus.

Unserer Verbundenheit als Europäer, unser gemeinsames Handeln nimmt auch
das Logo der deutschen Ratspräsidentschaft auf, das ich Ihnen jetzt zeigen
kann. Ich stelle es zwischen Frau Adebahr und mich, auch als Zeichen dafür,
dass das Auswärtige Amt und das Kanzleramt gerade bei dieser europäischen
Ratspräsidentschaft natürlich noch enger als sonst ohnehin schon
zusammenarbeiten.

Was sehen Sie? - Sie sehen die Bildmarke - mancher, der sich mit
geometrischen Formen auskennt, mag es erkennen -, ein sogenanntes
Möbiusband, also eine geometrische Figur, die nach dem deutschen
Mathematiker und Astronomen August Ferdinand Möbius benannt ist, der im 19.
Jahrhundert vor allem an der Universität Leipzig gewirkt hat. Das Besondere
an einem Möbiusband ist, dass es, obwohl es auf den ersten Blick nicht so
aussieht, nur eine einzige Seite hat. Egal von welchem Ausgangspunkt man
kommt, wird man sich immer auf derselben Seite begegnen. Darin sehen wir
ein schönes Symbol dafür, dass Europa mit seinen 27 Mitgliedsstaaten mit
sehr vielfältigen Interessen sehr oft von sehr unterschiedlichen
Ausgangspunkten in die europäischen Diskussionen geht, aber dass wir uns
eben auf dem einen europäischen Weg wiederbegegnen.

Wir halten zusammen. Wir finden gemeinsame Positionen. Wir handeln
zusammen. Europa schafft Verbundenheit in Vielfalt. Das ist gerade in
diesen Zeiten unsere große Stärke. Auch das ist in diesem Logo ein wenig
ausgedrückt.

Zusätzlich zum Logo und zum Motto gibt es noch eine heute freigeschaltete
Ratspräsidentschaftswebseite, über die Sie Frau Adebahr informiert.

Adebahr: Gern. Wir schalten in diesen Sekunden die offizielle Seite der
deutschen Ratspräsidentschaft eu2020.de frei. Das ist ein Soft Launch, wie
man heute sagt. Wir betreuen die Seite und stellen ab jetzt immer mehr
Inhalte ein. Aber traditionell geht es erst kurz vor dem 1. Juli richtig
los. Sie finden im Moment schon Informationen zu dem Motto, zu dem Logo und
zu Frequently Asked Questions zur Präsidentschaft.

Sie wird hauptsächlich in drei Sprachen betrieben. Diese sind Englisch,
Französisch und Deutsch. Während unserer Präsidentschaft wird sie als
zentrale Informationsplattform der Bundesregierung fungieren. Dort werden
Sie alles rund um die Präsidentschaft, Themen, Veranstaltungen, Programm,
aktuelle Nachrichten und das, was der deutsche Vorsitz so macht, finden.
Sie wird maschinell auch in alle anderen EU-Sprachen übersetzbar sein.

Frage: Herr Seibert, war für das Motto "Gemeinsam. Europa wieder stark
machen." eine Agentur notwendig, oder hat sich das jemand bei Ihnen in der
Regierung ausgedacht?

Was hat die Erstellung des Logos gekostet?

StS Seibert: Das Motto ist tatsächlich aus Unterhaltungen, Gesprächen und
Meinungsaustauschen innerhalb der Bundesregierung entstanden.

Das Logo ist, wie es üblich ist, von der für so etwas bei uns zuständigen
Rahmenvertragsagentur entwickelt worden und wird im Rahmen dieses Vertrages
abgerechnet.

Zusatzfrage : Was kostet das?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen heute nicht sagen.

Zusatzfrage: Können Sie es nachreichen?

StS Seibert: Das werden wir sehen.

Zusatz: Die Informationen zu den Kosten haben Sie ja auch bei anderen 
G7- und G20-Gipfeln nachgereicht.

Frage: Herr Seibert, die Bundeskanzlerin hat schon einige der Schwerpunkte
der Ratspräsidentschaft skizziert, unter anderem die Libyen-Krise. Wie
sieht der Plan aus? Wie versucht man, Libyen zu stabilisieren?

StS Seibert: Vielleicht will sich auch das Auswärtige Amt noch dazu äußern.
Sie wissen, dass wir mit der Berlin-Konferenz zum Thema Libyen zu Anfang
des Jahres versucht haben, einen wichtigen Beitrag zu liefern, damit die 
UN-Initiative für Frieden und eine friedliche Lösung in Libyen gelingen oder
vorankommen kann. Wir denken, dass es einen solchen Beitrag tatsächlich
gibt.

Trotzdem muss man, wenn man auf die derzeitigen Verhältnisse in Libyen
sieht, leider auch sagen, dass sich bei den kämpfenden Seiten noch nicht
die Überzeugung durchgesetzt hat, dass die Sache nicht militärisch zu lösen
ist. Sie ist aber nur nicht militärisch zu lösen. Sie wird nur dann
dauerhaft und nachhaltig zu Frieden führen, wenn es auch politische
Lösungen gibt.

Dazu versucht Deutschland auf der Basis dessen, was wir in der 
Libyen-Konferenz mit den anderen Partnern beschlossen haben, beizutragen. Details
dazu kann Ihnen vielleicht noch Frau Adebahr nennen.

Adebahr: Ein Teil der Umsetzung der Berliner Beschlüsse ist die Mission
"Irini", die wir als Deutschland mit unterstützen, die eine EU-Operation
ist und die jetzt startet.

Wir haben in den letzten Tagen und Wochen die verstärkten Kampfhandlungen
natürlich mit großer Sorge gesehen. Vorgestern haben wir gesehen, dass auf
dem Weg zu einem nachhaltigen Waffenstillstand nach der Regierung in
Tripolis nun auch Herr Haftar seine Änderungsvorschläge zu dem Setup für
die sogenannten 5-plus-5-Gespräche, wie sie im Januar in Berlin vereinbart
wurden, übermittelt hat. Auf dieser Basis hoffen wir jetzt, dass die 
5-plus-5-Gespräche, die den nachhaltigen Waffenstillstand besiegeln sollen, jetzt
wieder starten können.

Anfang Juni steht im Sicherheitsrat in New York die Verlängerung der
Resolution 2473 zur Durchsetzung des Waffenembargos an. Wir sind mit
Hochdruck in der Vorbereitung, damit diese Resolution gut passiert.

Wir freuen uns, dass es jetzt zumindest Bewegung im Rahmen der 
5-plus-5-Gespräche gibt, auf denen die VN jetzt aufsetzen können, um das weiter
voranzutreiben.

Zusatzfrage: Gibt es irgendwelche Bestrebungen, Sanktionen gegen die
Kriegsparteien zu erlassen? Viele von ihnen wie zum Beispiel die
Vereinigten Arabischen Emirate oder Ägypten sind ja strategische Partner
Europas.

Adebahr: Nein. Es gibt bei uns die Bestrebung, gemeinsam mit diesen
Partnern daran zu arbeiten, dass in Libyen dauerhafter Frieden herrscht.

Zusatz: Aber genau diese Parteien liefern doch weiterhin Waffen und sind
auch weiterhin in die Kämpfe involviert.

Adebahr: Es geht eben darum, das Waffenembargo gut zu überwachen. Dazu
haben wir zum Beispiel mit der Mission "Irini" ein Tool aufgesetzt - so
würde man, denke ich, auf Neudeutsch sagen -, mit dem das gut vorangehen
kann. Alle Seiten, die dorthin noch Waffen liefern, rufen wir dazu auf, das
nicht zu tun, damit das Waffenembargo gegen Libyen eben durchgesetzt wird.

Frage: Herr Seibert, die Kanzlerin hat Mittwochabend in der 
Konrad-Adenauer-Stiftung eine sehr bemerkenswerte Rede zu diesem Thema gehalten. Zum
außenpolitischen Schwerpunkt will sie wohl die Beziehungen zu China machen.

Ich bin aber auf die Worte aufmerksam geworden, die die Kanzlerin über
Russland gesagt hat. Sie waren sehr, sehr kritisch. Sie hat gesagt, das
Ziel sei, die Beziehungen zwischen der EU und Russland auf das Niveau einer
friedlichen Koexistenz zu begrenzen.

Sieht die Kanzlerin Russland nicht mehr als einen möglichen Partner an?

StS Seibert: Da Sie die Rede gehört haben, was mich freut, wissen Sie auch,
dass die Kanzlerin sowohl die Probleme, die russisches Handeln aufwirft,
als auch die Themen, bei denen wir selbstverständlich Russland brauchen, um
international bei Konfliktlösungen voranzukommen, benannt hat. Seit vielen
Jahren ist ja der Ansatz der Bundesregierung und auch der Bundeskanzlerin,
den Dialogfaden mit Russland nie abreißen zu lassen und gleichwohl ganz
klar zu benennen, wo Russland beispielsweise Völkerrecht gebrochen oder
destabilisierende Maßnahmen ergriffen hat. Auf dieser Linie hat sich auch
diese Rede bewegt.

Zusatz: Früher hieß es, dass man eine Partnerschaft mit Russland anstrebt.
Jetzt ist es nur eine friedliche Koexistenz, wie es auch im Kalten Krieg
zwischen dem Westen und der Sowjetunion war.

StS Seibert: Ich denke, dass es keinen Zweck hat und auch falsch wäre,
Parallelen zum Kalten Krieg oder zum Verhältnis des Westens zur
untergegangenen Sowjetunion zu ziehen. Wir müssen in der Situation, in der
politischen Landschaft arbeiten, in der wir uns derzeit befinden. Es ist
augenfällig, dass Russland eine ganze Reihe von Handlungen begangen hat,
die eine Missachtung der internationalen Ordnung sind, und dass Russland
leider Cyberoperationen zuzurechnen sind, die in westlichen und auch
osteuropäischen Staaten als Propagandaoperationen wirksam werden. Es gibt
eine ganze Reihe solcher Themen, die wir benennen müssen und die wir
benennen.

Gleichwohl ist die Bundeskanzlerin immer jemand gewesen und wird es auch
bleiben, der ein konstruktives Verhältnis, ein Verhältnis des Dialogs, der
immer ein ehrlicher Dialog sein muss, mit Russland und mit Präsident Putin
persönlich sucht.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt und an Herrn Seibert, was
den russischen Hackerangriff auf den Deutschen Bundestag und die
Stellungnahme des Auswärtigen Amtes von gestern angeht. Es wurde gestern
gesagt, dass die Bundesregierung den Angriff auf den Bundestag auch vor dem
Hintergrund der laufenden Ermittlungen im sogenannten Tiergartenmordfall
bewertet und sich weitere Maßnahmen ausdrücklich vorbehält. Um welche
Maßnahmen geht es?

Zweitens. Plant die Bundesregierung Sanktionen gegenüber Russland?

Drittens. Gibt es Kontakt mit Russland, was das Thema Hackerangriff angeht?
Kooperiert Russland oder nicht?

Adebahr: Die Ermittlungen des Generalbundesanwalts im sogenannten
Tiergarten-Mordfall sind noch nicht abgeschlossen. Insofern wird man sehen,
wie das weitere Verfahren verläuft. Insofern wäre es spekulativ, jetzt über
mögliche Maßnahmen dort zu sprechen. Das liegt in den Händen des
Generalbundesanwalts, und dort gehört es auch hin.

Zu der Frage, warum das in der Presseerklärung erwähnt wurde: Es ist
grundsätzlich so, dass beide Fälle sozusagen eine Klammer haben, nämlich
eine Tätigkeit von staatlichen russischen Stellen in Deutschland. Insofern
ist alles, was wir da tun, auch vor diesem Hintergrund zu sehen. Wir
behalten uns als Bundesregierung Maßnahmen ausdrücklich vor.

Zu der Frage nach Sanktionen: Wir haben in der gestrigen Pressemitteilung
mitgeteilt, dass wir uns für eine Listung von Personen im 
EU-Cybersanktionsregime einsetzen. Das EU-Cybersanktionsregime existiert seit
Mai 2019. Es ist bisher noch nicht zur Anwendung gekommen. Wir
beabsichtigen jetzt, Personen dort einzumelden. Dieses Sanktionsregime
ermöglicht das Einfrieren von Vermögenswerten; es ermöglicht den Erlass von
Einreisebeschränkungen gegen Personen und auch gegen Organisationen. Das
ist ein Verfahren, das die Bundesregierung jetzt in Gang setzt.

Die letzte Frage war, ob wir mit Russland reden. Gerade gestern war der
russische Botschafter zum Gespräch im Auswärtigen Amt und hat mit unserem
Staatssekretär gesprochen.

Zusatzfrage: Kooperiert Russland oder nicht?

Adebahr: Es gab gestern ein Gespräch mit dem Staatssekretär. Insofern war
das ein vertrauliches Gespräch, über dessen Inhalt ich hier keine
Einlassungen mache.

Es ist grundsätzlich so, dass es, was zum Beispiel den Tiergartenmord
angeht, aus unserer Sicht bisher noch nicht wirklich substanzielle Beiträge
der russischen Seite zur Aufklärung des Mordfalls gegeben hat.

Frage: Zu dem Inhalt des Gesprächs wollen Sie nichts sagen. Können Sie mir
auf die Sprünge helfen und sagen, wann das letzte Mal ein russischer
Botschafter in das Auswärtige Amt einbestellt wurde?

Adebahr: Das Wort "Einbestellung" haben wir in der Pressemitteilung nicht
benannt. Im Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen ist nicht
genau geregelt, was eine Einbestellung ist und was nicht. Der russische
Botschafter hat unsere Bitte zum Gespräch verstanden und war bei dem
Staatssekretär zum Gespräch.

Eine förmliche Einbestellung eines russischen Botschafters ist zumindest
aus den letzten Jahren nicht bekannt.

Zusatzfrage: Das heißt, das war keine Einbestellung?

Adebahr: Wir haben das Wort nicht verwandt. Wir haben ihn zum Gespräch
gebeten.

Frage: Hat der russische Präsident die Bundeskanzlerin eingeladen, an der
Militärparade in Moskau teilzunehmen? Ist so eine Einladung in Berlin
angekommen und fahren die Kanzlerin oder der Bundesaußenminister nach
Moskau?

StS Seibert: Ich kann nur sagen: Wir geben die Termine der Bundeskanzlerin
grundsätzlich in der entsprechenden Vorwoche bekannt.

Über Einladungen und sonstige Kommunikation mit anderen Regierungen äußern
wir uns jetzt hier nicht.

Vorsitzende Wefers: Herr Seibert hat uns die Termine der Bundeskanzlerin in
der kommenden Woche anzukündigen.

StS Seibert: Am Mittwoch, dem 3. Juni, findet wie üblich um 9.30 Uhr die
Kabinettssitzung statt.

Am Freitag wirft die deutsche EU-Ratspräsidentschaft, von der wir heute
schon sprachen, ihre Schatten voraus. Die ersten Termine haben ja schon
stattgefunden, weitere folgen. So wird die Bundeskanzlerin am Freitag, dem
5. Juni, auf Einladung des BDA und des BDI an einem Treffen mit den Spitzen
der europäischen Arbeitgeberverbände teilnehmen. Das ist der sogenannte
"Council of Presidents". Dieser war natürlich zunächst als ein persönliches
Treffen geplant und findet nun als Videokonferenz statt. Diese ist nicht
presseöffentlich und beginnt um 11 Uhr.

Bei dem Gespräch geht es um die Schwerpunkte der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft und dabei natürlich vor allem um die Bewältigung der
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie.

Ebenfalls am Freitag findet um 12 Uhr eine erneute Videokonferenz der
Kanzlerin mit Vertretern der kommunalen Spitzenverbände statt. Dabei wird
es auch um das Thema Corona und deren Auswirkungen auf die Kommunen gehen.
Auch dieser Termin ist nicht presseöffentlich.

Adebahr: Ich habe eine Besuchsankündigung zu machen. Ich kündige das
deshalb an, weil es seit langer Zeit ein physisches Treffen ist.

In der nächsten Woche wird am Dienstag der ukrainische Außenminister, Herr
Kuleba, physisch in Berlin zu Gast sein. Wir werden ihn empfangen. Es wird
bei dem Gespräch - das lässt sich denken - besonders um den Konflikt in der
Ostukraine gehen und wie wir im Rahmen des Normandie-Formats vorankommen,
um die Beschlüsse des Gipfels im letzten Dezember weiter umzusetzen.
Daneben gibt es natürlich noch eine ganze Reihe bilateraler Thema, viele
unter dem "heading" Coronakrise.

Ich sage das auch deshalb, weil wir eine Pressebegegnung planen. Man muss
sich ja erst einmal wieder logistisch daran gewöhnen. Das ist sozusagen
eine "Reneulandisierung". Wir kündigen den Termin im Laufe des Wochenendes
an. Wenn Sie dabei sein mögen, schauen Sie am Wochenende einmal in unsere
Ankündigungsticker.

Frage: Frau Adebahr, eine Frage zum Treffen des Bundesaußenministers mit
dem ukrainischen Außenminister. Wie sieht Herr Maas jetzt die Perspektive
eines neuen Treffens im Normandie-Format? Wird das besprochen? Ist
Deutschland dafür, dass man so schnell wie möglich oder demnächst so ein
Treffen abhält oder belässt man es erst einmal dabei, die Sache über
Besuche weiterzuentwickeln?

Adebahr: Es gab vor zwei oder drei Wochen eine Schalte der Außenminister im
Rahmen des Normandie-Formats. Dort hat man verabredet, in wenigen Wochen
erst einmal eine neue Schalte der Außenminister abzuhalten. Beim letzten
Treffen wurde vereinbart, dass man bei ganz konkreten Punkten - dauerhafter
Waffenstillstand, Weiterarbeit bei der Freilassung der Gefangenen, weitere
Schaffung von Übergängen in der Zone, weitere Entflechtungen - vorankommen
will. Das sind die konkreten Bausteine, an denen im Rahmen der TKG und
unter den Experten weitergearbeitet worden ist. Daran möchte der
Außenminister nächsten Dienstag mit dem ukrainischen Außenminister
persönlich weiterarbeiten.

Natürlich würden wir uns ein nächstes Gipfeltreffen wünschen. Wir müssen,
wie gesagt, an diesen ganz konkreten Punkten weiterkommen, damit man so
etwas ins Auge fassen kann.

Frage: Bei der Präsentation des Möbiusbandes habe ich mich gefragt, ob es
eigentlich so gut ist, wenn man Dinge immer nur von einer Seite zu sehen
bekommt.

StS Seibert: Ich will ganz kurz unterbrechen. Dann haben Sie es falsch
verstanden. Ich hatte gesagt: Die Eigenart Europas, auch die Kraft Europas,
ist die Vielfalt. Natürlich haben 27 europäische Mitgliedstaaten
vielfältige Interessen und gehen deswegen in die notwendigen europäischen
Diskussionen sehr oft von ganz unterschiedlichen Ausgangspunkten. Wir
kennen das beispielsweise zwischen Deutschland und Frankreich sehr gut. Das
Besondere ist - und das ist die Stärke Europas -, dass man sich dann auf
dem einen europäischen Weg trifft.

Zusatzfrage: Schön! Vielen Dank für die Klarstellung. - Dann schließt sich
die konkrete Frage direkt an: Welche Rolle werden Israel und Palästina,
also die Nahostpolitik, während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft
spielen? Es gibt einen konkreten Anlass. Es gibt mehrere europäische
Regierungschefs, die jetzt wohl an Ministerpräsident Netanjahu appelliert
haben, keine Annexionen im besetzten Westjordanland vorzunehmen. Können Sie
sagen, welchen Fokus die deutsche Ratspräsidentschaft in dieser Hinsicht
setzen will?

StS Seibert: Die Haltung der Bundesrepublik Deutschland, auch der
Bundesregierung zu den Fragen des Nahost-Friedensprozesses, der im Moment
ja kein sehr aktiver ist, ist bekannt und hier ganz oft dargelegt und
diskutiert worden. Wir glauben fest daran, dass nur eine ausgehandelte
Zweistaatenlösung der Region - und daran läge uns sehr - wirklich
dauerhaften Frieden und Stabilität bringen kann.

Das ist die Haltung, mit der wir auch in alle europäischen Gespräche gehen.
Das ist aber auch eine europäische Haltung. Das können Sie in ganz vielen
Stellungnahmen, die die Europäische Union insgesamt dazu abgegeben hat,
auch widergespiegelt sehen.

Adebahr: Zuletzt war das beim Außenministerrat vor 14 Tagen der Fall, wo
die Fragen Nahostfriedensprozess und Israel schon Themen waren, wo sich
auch der Außenminister geäußert hat und es eine Erklärung des Hohen
Repräsentanten im Namen der EU gab.

Zusatzfrage: Die israelische Regierung strebt Annexionen an. Deswegen gibt
es ja diesen Brief. Ist das kein zusätzlicher oder extra Schwerpunkt?
Schließt sich die Kanzlerin dem Brief an und unterschreibt sie ihn auch?
Schreibt sie einen eigenen? Nimmt sie das als Schwerpunkt in die Agenda der
Ratspräsidentschaft auf?

StS Seibert: Die Haltung ist, denke ich, nicht nur hier bekannt, sondern
sie ist auch unseren israelischen Partnern bekannt - die Haltung zu
Siedlungsfragen und die Haltung zur Notwendigkeit einer Zweistaatenlösung,
für die natürlich auch sozusagen "on the ground" die Bedingungen da sein
müssen, das ist ja klar. Es ist den israelischen Gesprächspartnern also
überhaupt nicht verborgen, wo wir da stehen, und wir stehen da Seite an
Seite mit der Europäischen Union und den anderen Partnern.

Frage: Auch noch einmal zu diesem Thema: Herr Seibert, es war diese Woche
ja recht öffentlichkeitswirksam, dass der französische Präsident Macron,
der spanische Ministerpräsident, der italienische Ministerpräsident und der
britische Premierminister sich zur Frage der Annexion mit persönlichen
Briefen an den israelischen Ministerpräsidenten gewandt haben. Die einzige,
die gefehlt hat, ist Frau Merkel. Warum?

StS Seibert: Ich berichte Ihnen über Briefe, wenn sie öffentlich sind und
wenn es welche gibt. Jetzt habe ich Ihnen darüber nichts zu berichten.
Gleichwohl ist unseren israelischen Gesprächspartnern die Haltung der
deutschen Seite zu diesem ganzen Komplex von Siedlungspolitik und anderen
Fragen sehr bekannt.

Zusatzfrage: Sie wissen ja auch, dass die politische Realität so aussieht,
dass die dann sagen "Danke, schön, dass Sie die Haltung äußern", dass aber,
solange nicht mit Konsequenzen aufgrund einer völkerrechtswidrigen Annexion
zu rechnen ist, wenig passieren wird. Noch einmal anders gefragt - der
Kollege hat ja eine ähnliche Frage gestellt, ich will es einmal verfeinern -
: Wird denn die Verhinderung der geplanten Annexion der Westbank ein
außenpolitischer Schwerpunkt der deutschen EU-Ratspräsidentschaft?

StS Seibert: Das, was wir tun können, um zu einem Nahost-Friedensprozess
beizutragen, ist immer ein Schwerpunkt unserer deutschen Außenpolitik. Es
gibt, was die konkrete Frage der israelischen Ankündigung betrifft, eine
sehr lebhafte innerisraelische Debatte; dazu kann man eine sehr lebhafte
Diskussion beobachten, in der durchaus auch unterschiedliche Seiten
vertreten werden. Wir haben unsere allgemeine Sorge über Annexionen bei
früherer Gelegenheit gemeinsam mit unseren europäischen Partnern zum
Ausdruck gebracht. Klar ist: Im Einklang mit dem Völkerrecht ist eine
Veränderung von Grenzen nur dann, wenn sie im Einvernehmen stattfindet.
Dazu braucht es ein verhandeltes Abkommen, und dem müssen beide Seiten
zugestimmt haben.

Frage: Herr Seibert, sind aus Ihrer Sicht die Bedingungen für eine
Zweistaatenlösung "on the ground" gegeben, wenn Israel das Westjordantal
annektieren sollte?

StS Seibert: Eine Annexion würde eine Zweistaatenlösung und damit auch eine
politische Lösung des Nahostkonflikts deutlich erschweren.

Frage: Frau Adebahr, wann sich Außenminister Maas zuletzt mit der
israelischen Seite zur Annexion ausgetauscht? Wann gab es zuletzt Kontakt
mit der palästinensischen Seite?

StS Seibert: Kontakt mit der palästinensischen Seite gab es beim
Lenkungsausschuss mit dem Premierminister; das war vorletzte Woche oder vor
zehn Tagen. Außenminister Maas - ich nehme zu den Inhalten dieses Gesprächs
keine Stellung - hat zum Amtsantritt mit dem neuen israelischen
Außenminister, Herrn Aschkenasi, telefoniert. Das ist ein paar Tage her.

Zusatzfrage: Wie ist denn die Position des Außenminister Maas zur
israelischen Annexion?

Adebahr: Wie ich Ihnen schon gesagt habe, hat er zum Beispiel am 15. Mai
gesagt:

"Wir befinden uns in einem Dialog mit ... Israel. Wir haben immer deutlich
gemacht ..., dass wir am Ziel der verhandelten Zweistaatenlösung festhalten
und dass Annexionen nach unserer Auffassung mit dem Völkerrecht nicht
vereinbar sind."

Das alles ist auch eingegangen in eine Erklärung des Hohen Repräsentanten
für die Außen- und Sicherheitspolitik der EU vom 17. Mai, in der auch noch
einmal bekräftigt wurde - und das ist eine gemeinsame EU-Position -, dass
wir eine Annexion für nicht mit dem Völkerrecht vereinbar halten, so wie
Herr Seibert es gerade schon gesagt hat.

Frage: Zum Themenkomplex Corona-Warn-App an Herrn Seibert und vielleicht
auch an das Arbeitsministerium: Es gibt Forderungen danach, dass man die
Einführung der App mit einer gesetzlichen Grundlage begleitet. Zum Beispiel
hat sich die Caritas heute entsprechend zu Wort gemeldet und gesagt, das
sei auch notwendig, um arbeitsrechtliche Fragen zu klären, etwa was den
Anspruch auf Quarantäne und Lohnfortzahlung angeht, wenn jemand Kontakt
hatte und zu Hause bleibt. Ist so eine gesetzliche Grundlage geplant oder
gibt es andere Pläne, wie man diese angesprochenen arbeitsrechtlichen
Fragen klärt?

Schneider: Könnten Sie noch einmal ganz kurz sagen, welche
arbeitsrechtlichen Grundlagen Sie meinen?

Frage: Die Caritas regt an, die Einführung einer App mit einem Gesetz zu
begleiten, und zwar nicht nur, was Datensouveränität und Datensicherheit
betrifft, sondern auch, was arbeitsrechtliche Fragen betrifft, und nennt
als Stichworte den Anspruch auf Quarantäne und Lohnfortzahlung für den
Fall, dass man in Quarantäne muss usw. Meine Frage ist: Ist so etwas
geplant?

Schneider: Ich kann von solchen Plänen nicht berichten.

StS Seibert: Ich glaube, da liegt auch ein Missverständnis vor. Erstens:
Die Benutzung der Corona-Warn-App wird auf strikter Freiwilligkeit beruhen.
Es ist ein freiwilliger Akt jedes Einzelnen - für den es aus unserer
Überzeugung gute Gründe gibt -, diese App herunterzuladen, zu aktivieren
und zu nutzen. Diese App wird letztlich den Einzelnen in einer vollkommen
pseudonymisierten Weise, also unter absoluter Beachtung des Datenschutzes,
informieren, wenn er einen Kontakt mit einem Infizierten hatte. Das
Einzige, was die App tun wird, ist, diesem Menschen dann zu sagen: Sie
haben ein erhöhtes Risiko wegen eines Kontaktes; jetzt ist es sinnvoll,
sich mit einem Arzt oder einem Gesundheitsamt in Verbindung zu setzen. Wenn
es dann zu Verhängungen von Quarantäne oder so etwas kommt, weil derjenige,
dem Bescheid gesagt wurde, sich tatsächlich auch als positiv herausstellt,
dann wird das nicht von der App verhängt, sondern wie bisher vom
Gesundheitsdienst.

Zusatzfrage: Das heißt, ein Gesetz ist nicht geplant?

StS Seibert: Ist nicht geplant.

Frage: Es ist aber so, dass andere Länder, die eine App entweder schon
haben oder gerade einführen - beispielsweise Australien und die Schweiz -,
festgestellt haben, dass so ein Gesetz schon in jederlei Hinsicht sinnvoll
ist, beispielsweise auch, um genau diese Freiwilligkeit zu unterstützen.
Der Punkt der App ist ja eigentlich, dass man, wenn man so ein im negativen
Sinne positives Signal bekommt, auch gleich am besten zu Hause bleibt.
Insofern stellt sich ja durchaus die Frage: Habe ich dann irgendwelche
Rechte? Denn sonst geht das ja auf meine Kosten.

Die Schweiz hat ihre App jetzt zurückgehalten beziehungsweise nur den
Testbetrieb aufgenommen, weil das Parlament dort gesagt hat: Wir brauchen
diese gesetzliche Grundlage. Es ist so, dass Frau Lambrecht auch gesagt
hat, sie könnte sich so etwas vorstellen. Deswegen noch einmal die
Nachfrage an das BMG, an das BMJV und an Sie, Herr Seibert: Müsste man
nicht trotzdem noch einmal darüber nachdenken, oder gibt es Überlegungen in
den Ministerien, so etwas anzugehen, damit man nicht kalt erwischt wird und
das Ganze noch einmal verzögert wird?

Wackers: Grundsätzlich kann ich mich nur dem anschließen, was Herr Seibert
gesagt hat. Es gibt auch andere App-Modelle in anderen Ländern, aber das
können Sie nicht vergleichen, weil diese Apps zum Teil mit einer völlig
anderen Technik arbeiten; da findet ja zum Teil auch Tracking statt, sodass
man nachvollziehen kann, wo die Personen sich aufgehalten haben.
Grundsätzlich ist es so - das hat Herr Seibert aber auch schon gesagt -,
dass die App nichts an den Gegebenheiten ändert. Das ist ja nur eine
Unterstützung für die Gesundheitsämter, die in einem Infektionsfall die
Aufgabe haben, Kontaktnachverfolgung zu machen. So ist die App bei uns
gedacht. Dadurch werden keine neuen Tatsachen geschaffen.

StS Seibert: Die App erleichtert es - und das ist ihr Wert -
Infektionsketten sichtbar zu machen und damit unterbrechen zu können.
Bisher haben sie eine Situation, dass, gesetzt den Fall, ich hätte einen
positiven Coronatest, man mich fragen würde: "Mit wem haben Sie in den
letzten 14 Tagen Kontakt gehabt?". Es wäre mir vollkommen unmöglich, alle,
mit denen ich Kontakt gehabt hatte, zu benennen, einfach weil ich gar nicht
weiß, wer diese Personen waren, denen ich vielleicht im Kaufhaus oder sonst
wo begegnet bin und versehentlich zu nahe gekommen bin. Die App wird eine
Möglichkeit geben, in einer strikt datenschützenden Weise, in einer
vollkommen pseudonymisierten Weise, ohne dass die Identität des Infizierten
oder der Kontaktpersonen je bekannt wird, zu sagen: Da gab es einen
Kontakt, der von einer bestimmten Länge und in einer bestimmten Entfernung
war und deswegen für Sie ein Grund ist, jetzt ein erhöhtes Risiko
anzunehmen. Daraufhin wird derjenige, der diese App freiwillig nutzt, aktiv
werden, wenn er diesen Weg wählt. Wenn er nicht aktiv wird, kann ihn auch
weiterhin niemand dazu zwingen. Ich glaube aber, dass es im Interesse der
allermeisten Menschen ist, einen Test zu machen und die weiteren Schritte
in Gang zu setzen, wenn sie ein erhöhtes Risiko von ihrer App gemeldet
bekommen.

Leber: Ich habe dem, was Herr Seibert und das BMG gesagt haben, nichts
hinzuzufügen. Frau Minister Lambrecht hat sich in der Vergangenheit ja
schon häufiger dazu geäußert und betont, dass es zentral ist, dass die
Privatsphäre und die Bürgerrechte gewahrt werden und die App deshalb nur
auf freiwilliger Basis verwendet werden sollte und alle Beteiligten
eingewilligt haben. Das ist der Rahmen. Ansonsten würde ich an das
federführende BMG verweisen.

Zusatzfrage: Das heißt, wenn ich die Nachricht bekomme, dass ich
möglicherweise in Kontakt zu einer infizierten Person gekommen bin, rufe
ich das Gesundheitsamt an. Wenn ich das nicht erreiche, gehe ich dann aber
trotzdem dahin, wohin ich gehen will, denn ich habe ja keinen automatischen
Anspruch auf einen Test und auch keinen Anspruch auf Lohnfortzahlung. Habe
ich das richtig verstanden oder habe ich das falsch verstanden?

Wackers: Wenn Sie dem Gesundheitsamt melden, dass Sie diese Nachricht
bekommen haben, dann kann es gut sein, dass das Gesundheitsamt sagt: Dann
machen Sie bitte einmal einen Test, denn wir wollen wissen, was bei Ihnen
los ist. Das wäre dann die Idee.

Zusatzfrage: Würde die Lohnfortzahlung dann auch stattfinden? Wäre das dann
eine Kurzquarantäne?

Wackers: Zur Lohnfortzahlung kann ich jetzt nichts sagen.

Ob das eine Quarantänemaßnahme bedeutet, muss ja erst einmal überprüft
werden. Vielleicht können sie ihre Arbeit ja auch von zuhause fortsetzen.
Eine Quarantäne ist ja nicht automatisch mit einer Lohnfortzahlung
verbunden. Aber das klärt dann das Gesundheitsamt vor Ort. Dazu kann ich
hier keine Aussage treffen.

Frage: Frau Wackers, Sie haben darauf hingewiesen, dass auch in anderen
europäischen Ländern Apps verwendet werden. Ich glaube, es gab gestern eine
Berichterstattung, dass die französische App mit der deutschen App nicht
kompatibel sei. Nehmen Sie das bewusst in Kauf, wenn es stimmt? Gerade bei
einem sich wieder erweiterndem Grenzverkehr wäre das natürlich eine
Einschränkung. Nehmen Sie diese in Kauf, oder arbeiten Sie weiterhin an
einer möglichen Kompatibilität der nationalen Apps?

Wackers: Wir arbeiten weiter daran. Diese Interoperabilität ist also ein
Ziel. Aber es kann gut sein, dass sie, wenn die App an den Start geht, erst
einmal nicht gegeben ist. Aber dann hat sie trotzdem noch einen Zweck. Das
bleibt unser Ziel.

Frage: Ich habe eine Frage zur heutigen Videokonferenz von Herrn Braun mit
den Verbänden. Um 13 Uhr soll sie, glaube ich, sein. Können Sie denn heute
ein bisschen genauer sagen: Wie viele Verbände haben sich für diese
Videokonferenz angemeldet? Aus welchen Bereichen kommen sie? Wer wird auf
Seite der Bundesregierung und als Technologievertreter dabei sein? Können
Sie das ein bisschen ausführen? Was sind die Erwartungen? Was wollen Sie
sozusagen erreichen?

StS Seibert: Die App ist ein Projekt der Bundesregierung. Deswegen ist es
die Aufgabe des Bundespresseamtes, für diese App eine Kommunikations- und
Informationskampagne zu entwickeln, die mit dem Start der App hoffentlich
möglichst viele Menschen erreichen, informieren und hoffentlich auch
überzeugen wird, dass die App von Nutzen ist.

Für die breite Akzeptanz eines solchen Mittels wie der App ist es ganz
wichtig und für uns sehr erfreulich, dass es schon jetzt, wo viel über
dieses Projekt berichtet wird, Interessenbekundungen von Institutionen,
Organisationen und Einzelpersönlichkeiten gibt, die sagen: Mich überzeugt
das. Ich finde das gut. Ich finde das wichtig. Ich möchte das mit meinen
Mitteln auch unterstützen.

So haben wir viele Kontakte mit solchen Institutionen, Verbänden,
Einzelpersonen, Organisationen. Im Rahmen dieser Kontakte gibt es zum
Beispiel heute - darüber ist berichtet worden - eine Videokonferenz, die
der Chef des Bundeskanzleramtes, Minister Braun, abhalten wird. Aber es
gibt auch ganz viele andere Gespräche, die zum Teil ich führe, zum Teil die
Kollegen aus dem Gesundheitsministerium, zum Teil die eingeschaltete
Agentur. Das ist ein normaler Weg, um eine breite - ich sage einmal -
zivilgesellschaftliche Unterstützung zu erreichen.

Wir freuen uns, dass es viel Interesse und auch viele Fragen gibt: Was ist
das genau? Was wird die App genau leisten? Was tut sie eben auch nicht? Wie
gesagt: Es gibt viel Interesse daran mitzuwirken, sie in die Öffentlichkeit
zu tragen.

Trotzdem bleibt es am Ende jedem Bundesbürger, jedem Besitzer eines
Smartphones, komplett vorbehalten, seine Entscheidung für oder gegen die
App freiwillig zu treffen.

Zusatzfrage: Meine Frage bezog sich ja auf die Teilnehmer heute. Werden Sie
eine Teilnehmerliste veröffentlichen?

StS Seibert: Nein, das werden wir nicht. Das ist bei ganz normalen
Arbeitsabläufen auch vollkommen unüblich. Dann müsste ich Ihnen auch
veröffentlichen, mit wem ich sonst darüber spreche. Das tun wir aber nicht.
Das ist auch gar nicht notwendig. Dahinter ist auch nichts Geheimnisvolles
zu vermuten.

Es ist genau das - eine Interessenbekundung. Es ist das
Informationsinteresse von Verbänden und Organisationen, die sich zum
Beispiel überlegen, ob sie bei ihren Mitgliedern, wenn die App da ist, für
diese App werben, und dazu wollen sie mehr wissen.

Frage: Interessant, Herr Seibert. Da gibt es keine Geheimnisse, aber
gleichzeitig wollen Sie das als Geheimnis bewahren.

StS Seibert: Nein, es ist kein Geheimnis. Es ist ein ganz normaler,
nichtöffentlicher Arbeitsschritt, wie wir sie jeden Tag zahlreich tun.

Zusatzfrage: Aber gerade in Sachen Corona ist ja Transparenz entscheidend
und wichtig. Da können Sie doch vorangehen und sagen: Ich arbeite hier
absolut transparent. Ich habe nichts zu verheimlichen. Das mache ich
öffentlich.

StS Seibert: So ist es ja auch.

Zusatzfrage . Jetzt haben Sie gerade der Kollegin geantwortet, dass Sie das
nicht machen.

Ich würde noch gern zur App wissen, ob weiter geplant ist, dass der
Quellcode offengelegt wird und er von den verschiedenen Organisationen, dem
Chaos Computer Club und anderen Digitalvereinen, eingesehen und bewertet
werden kann?

StS Seibert: Ich denke, es hat kaum ein digitales Projekt gegeben, das in
solcher Offenheit und Öffentlichkeit präsentiert worden ist. Die
Veröffentlichung von verschiedenen Elementen - die Architektur der App, des
Codes auf der GitHub-Plattform usw. - geschieht ja nicht, um zu sagen: So,
das ist es, was wir machen. Ihr dürft es euch einmal ansehen.

Es ist ja ein ganz anderer Ansatz. Es ist ein Offenlegen, um dann
Kommentare, Empfehlungen und Meinungen dazu entgegenzunehmen. Das ist ein
sehr kooperativer Ansatz. Ich weiß, dass die Entwicklerfirmen sich sehr -
wir tun das auch - über das intensive und wirklich lebhafte Echo freuen,
das das gefunden hat. Dieses ist ein vollkommen transparentes Verfahren.
Insofern kann ich, ehrlich gesagt, Ihren Vorwurf nicht nachvollziehen.

Frage: Nur noch eine kurze Nachfrage zur Auswahl der Teilnehmer heute: Es
haben sich ja ein paar Digitalvereine beschwert, dass sie nicht eingeladen
worden sind. Woran liegt es denn, dass sie nicht eingeladen worden sind?
Gibt es einen späteren Termin für sie? Ich habe mich nur darüber gewundert.

StS Seibert: Genau. Deswegen versuche ich ja auch zu sagen, dass das, was
heute stattfindet, nur eines von ganz vielen Formaten ist, wo mit "der
Zivilgesellschaft", wie wir sie nennen, über die App gesprochen wird. Das
ist nicht das Einzige. Es wird Weitere geben. Es hat schon andere gegeben.
Der Kontakt, auch und gerade zur digitalen Szene - so nenne ich das einmal;
ein besseres Wort fällt mir nicht ein -, ist intensiv. Er hat sehr mit den
Open-Source-Veröffentlichungen auf GitHub zu tun.

Frage: Ich habe eine Frage; vielleicht habe ich die Antwort einfach
überhört. Wenn mir die App so eine Warnung schickt, kann ich dann den Test
umsonst machen?

Wackers: Wir sind ja gerade dabei, die Testverordnung abzustimmen. Nach dem
Entwurf ist vorgesehen, dass das Gesundheitsamt dann einen Test anordnet.
Die letztendliche Entscheidung bleibt immer beim Gesundheitsamt.

Aber wie ich gerade schon gesagt habe: Im idealen Fall, wenn Sie eine
Meldung bekommen haben "Sie sind Kontaktperson, Sie hatten längeren Kontakt
mit einer infizierten Person", können Sie davon ausgehen, dass dann das
Gesundheitsamt, wenn Sie mit dieser Meldung vorstellig werden, sagt: Dann
lassen wir Dich lieber testen, um zu wissen, was los ist. - Aber das ist
letztendlich die Entscheidung des Gesundheitsamtes.

Zusatzfrage: Aber ich kann nicht gleich zum Arzt gehen und sagen: Hier, ich
habe eine Meldung.

Wackers: Nein, für einen Test ist eine Anordnung des Gesundheitsamtes
notwendig, wenn diese Verordnung so durchkommt.

Frage: Ich wollte nur noch einmal meine Frage präzisieren: Wenn die App
fertig ist - SAP spricht ja gerade von Halbzeit -, wird der Quellcode
offengelegt?

StS Seibert: Was noch über das hinaus offengelegt wird, was die Entwickler
auf GitHub Open Source offengelegt haben und worüber sie intensiv mit der
digitalen Öffentlichkeit diskutieren, das kann ich Ihnen nicht sagen. Das
wäre eine Frage an die entwickelnden Unternehmen. Ich kann Ihnen das nicht
sagen.

Ich kann aber sagen, dass es wohl bisher kaum ein Projekt gegeben hat, dass
in solcher Offenheit seine Architektur, seine Struktur, Elemente seines
Codes offengelegt hat und darüber im Sinne einer Weiterentwicklung
diskutiert.

Zusatzfrage: Das habe ich verstanden. Am Ende kommt es aber darauf an, was
ich auf mein Telefon herunterladen kann. Das muss ja am Ende bewertet
werden können. Vielleicht können Sie nachreichen oder prüfen, ob geplant
ist, das offenzulegen?

StS Seibert: Ich werde es prüfen.

Zusatz : Danke.

Frage: Eine Frage zu einem anderen Thema, nämlich zum 
Lufthansa-Rettungspaket. Herr Seibert, ich wüsste gern, wie der Stand der
Verhandlungen mit der EU-Kommission ist und wie Sie die Aussichten
bewerten, harte Auflagen der EU-Kommission zu vermeiden?

StS Seibert: Ich denke, dass das Wirtschaftsministerium da in einer
besseren Position ist. Ich werde mich zu Einzelheiten nicht äußern.

Die Bundesregierung und die Lufthansa Group haben sich am Montag auf ein
umfassendes Unterstützungspaket verständigt. Das Stabilisierungspaket der
Bundesregierung trägt den Bedürfnissen des Unternehmens genauso Rechnung
wie denen der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen und der Beschäftigten der
Lufthansa Group, die ja auf den Erhalt eines starken Unternehmens
angewiesen sind. Aber dieses Unterstützungspaket bedarf der
beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europäische Kommission. Da sind
wir in intensiven Gesprächen mit der Kommission, und die dauern an.

Baron: Das kann ich auch nur von Seiten des Wirtschaftsministeriums
unterstreichen. Es ist ein umfassendes Paket, ein ausgewogenes Paket,
innerhalb der Bundesregierung vereinbart worden, das sowohl dem Interesse
des Unternehmens an Stabilisierung Rechnung trägt als auch den
Beschäftigten eine Zukunftsperspektive biete, das aber auch die Interessen
der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler im Blick hat. Jetzt sind wir in
intensiven Gesprächen mit der Europäischen Kommission. Diese dauern jetzt
an, sodass wir Einzelheiten während der laufenden Gespräche nicht
kommentieren.

Zusatzfrage: Trotzdem die Nachfrage: Können Sie sagen, wo die
Hauptknackpunkte in den Verhandlungen sind?

Baron: Das kann ich auch nicht sagen, weil ich dann ja zu einzelnen Details
Stellung nehmen müsste. Wir werden das jetzt Schritt für Schritt abarbeiten
und befinden uns in intensiven Gesprächen darüber.

Zusatzfrage: Gibt es einen Zeitplan dafür, bis wann das fertig sein soll?

Baron: Wir befinden uns, wie gesagt, in intensiven Gesprächen. Alle
Beteiligten sind sich bewusst, dass das natürlich zeitlich kritisch ist und
es zügig vorangehen muss. Dessen sind sich aber alle Beteiligten bewusst.
Es wird intensiv verhandelt.

Frage: Herr Seibert, ich fand es interessant, dass Sie gerade von den
Bedürfnissen der Steuerzahler gesprochen haben. Die Bedürfnisse der
Steuerzahler sind ja unter anderem auch, dass Konzerne ihr Geld nicht in
Steueroasen verschieben. Das wird ja künftig für die Lufthansa weiterhin
möglich sein, außer dann, wenn es um Staatsgeld geht. Das darf nicht in
Steueroasen fließen. Das andere Geld darf weiterhin in Steueroasen fließen.
Herr Kolberg hatte das letztens auch nicht ausgeschlossen. Was hat das mit
den Bedürfnissen der Steuerzahler zu tun?

Vorsitzende Wefers: Diese Frage hatten wir, glaube ich, schon am Mittwoch,
und zwar gleichlautend.

Zusatz : Nein. Ich wollte Herrn Seibert fragen. Bei Herrn Kolberg weiß ich
ja, was da kommt.

Kolberg: Vielleicht kann ich dazu noch einmal etwas sagen. Wir haben ja
Mittwoch und auch schon vorher ausgiebig über das Thema gesprochen, dass es
klare Vorgaben für die Staatshilfen gibt. Auch für die Mittel, mit denen
den Unternehmen geholfen wird, gelten natürlich die Regeln, die unabhängig
von der Staatshilfe verabschieden wurden.

Sie wissen, dass wir in den letzten Jahren, um Steuerflucht zu verhindern,
eine Reihe von Maßnahmen verabschiedet haben; darüber haben wir hier auch
schon häufig gesprochen. Es gibt den internationalen Informationsaustausch.
Es gibt das Country-by-Country-Reporting. Es gibt die schwarzen Listen. Wir
haben Anzeigepflichten für grenzüberschreitende Vorgänge eingeführt. Es
gibt also umfassende Maßnahmen, um den Abfluss von Mitteln in Steueroasen
zu verhindern. Das wird auch noch weiter ausgebaut. Wir reden über eine
Verschärfung des Country-by-Country-Reporting sowie über weitere Maßnahmen.
Zum Beispiel setzt sich der Minister ja für eine internationale
Mindestbesteuerung ein. All diese Maßnahmen sorgen dafür, dass Unternehmen
nicht in Steueroasen flüchten können.

Außerdem gilt halt noch das, was wir ohnehin schon gesagt haben: Für alle
Maßnahmen, die wir im Rahmen der Hilfsmaßnahmen ergreifen, haben wir die
Vorgabe gemacht, dass die Mittel hier den Beschäftigten und auch den
Unternehmen zugutekommen.

Zusatzfrage: Herr Kolberg, auf dieser schwarzen Liste fehlen ja einige
Staaten. Sind Sie der Meinung, dass diese schwarze Liste der Steueroasen
umfassend ist? Meines Wissens steht Luxemburg nicht darauf. Darauf steht
nicht Malta. Malta hat, wie gesagt, 16 Lufthansa-Gesellschaften, von denen
nur eine eine wirkliche Gesellschaft mit Mitarbeitern ist. 15 sind
Briefkastenfirmen der Lufthansa. Sind Sie der Meinung, dass Malta,
Luxemburg usw. auf diese Liste gehören?

Kolberg: Wir haben internationale Verabredungen getroffen, um Steuerflucht
zu verhindern. An diesen Maßnahmen nimmt eine Vielzahl von Staaten teil.
Nicht kooperative Staaten - also Staaten, die diese Maßnahmen, um
Steuerbetrug und Steuerflucht zu verhindern, ablehnen - befinden sich auf
der schwarzen Liste. Diese schwarze Liste wird von der EU-Kommission
vorgelegt und fortlaufend aktualisiert, wenn es Staaten gibt, die nicht
diesen Regeln entsprechen, auf die man sich international geeinigt hat, um
Steuerflucht zu verhindern.

Frage: Herr Seibert, ich habe eine Frage zum Autogipfel. Er wurde ja nun
abgesagt. Warum?

StS Seibert: Nein, es ist ja schon einmal, ehrlich gesagt, nicht so ganz
richtig, dass da etwas abgesagt wurde.

Wir haben eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Darin gibt es Vertreter der
Automobilindustrie, Vertreter der Gewerkschaften und Vertreter der
Bundesregierung. Die - ich habe das neulich hier schon erklärt - hat die
Aufgabe, über Maßnahmen zu beraten, die die Automobilkonjunktur beleben
könnten und gleichzeitig einen Modernisierungsbeitrag in Richtung
innovativer Fahrzeugtechnologien darstellen. Die prüft also die
verschiedenen Optionen. Wenn Ergebnisse der Arbeit dieser Arbeitsgruppe
vorliegen, dann wird sich die Bundesregierung eine Meinung bilden.

Die Bundeskanzlerin hat lediglich - das ist schon eine Weile her - gesagt,
im Juni werde man da den nächsten Schritt machen. Abgesagt worden ist
nichts. Jetzt warten wir darauf, was dieser Arbeitsgruppe als Ergebnis
ihrer Beratungen hervorbringen wird.

Zusatzfrage: Wann kann man da mit Ergebnissen rechnen?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage: Laut einer Umfrage lehnt die Mehrheit der Deutschen eine
Autokaufprämie ab und favorisiert stattdessen eine Mobilitätsprämie, die
auch für den Kauf eines Bahn-Abonnements oder eines Fahrrads genutzt werden
kann. Auch die FDP kritisiert die einseitige Unterstützung der Autobranche.
Wird die Option einer Mobilitätsprämie geprüft? Wenn sie nicht geprüft
wird, warum wird sie nicht geprüft?

StS Seibert: Nun habe ich ja gerade gesagt, dass sich die Arbeitsgruppe mit
verschiedenen Optionen für konjunkturbelebende Maßnahmen befasst. Die
berät. Im Lichte der Ergebnisse wird sich die Bundesregierung dann ihre
Meinung bilden. Aber wir können über die Ergebnisse auch erst dann
sprechen, wenn sie vorliegen.

Frage: Frau Baron, wie ist denn der Stand der Arbeit der Arbeitsgruppe? Ist
die Lobby mit der bisherigen Arbeit zufrieden, oder gibt es da noch
größeren Gesprächsbedarf?

Herr Seibert, Sie hatten ja vorhin hinsichtlich der App die
Zivilgesellschaft angesprochen. Die Zivilgesellschaft meldet sich auch bei
der Autoindustrie zu Wort. LobbyControl bezeichnet das, was die Regierung
gerade macht, als Krisenklüngel und sagt, dass eine Klüngelrunde dieser
Demokratie unwürdig sei. Wie bewerten Sie die Aussagen der
Zivilgesellschaft?

StS Seibert: Da ich die jetzt nur aus Ihrem Zitat kenne und mir das lieber
erst einmal schriftlich anschauen würde, bewerte ich sie gar nicht.

Zusatz: Ich werde Montag noch einmal fragen!

StS Seibert: Damit wird es eng, weil das der Pfingstmontag sein wird.

Zuruf : Nächste Woche!

Baron: Dann würde ich noch auf Ihre erste Frage zur Arbeitsgruppe für
konjunkturbelebende Maßnahmen in der Automobilwirtschaft eingehen. Diese
hat zweimal getagt, am 14. Mai und am 26. Mai. Darüber hatten wir auch
jeweils auf unserer Webseite in einer Pressemitteilung informiert. Es sind
eben, wie Herr Seibert dargestellt hat, laufende Beratungen.

Frage: Es heißt ja auch, dass das Ganze verschoben worden sei, weil sich
der Koalitionsausschuss erst einmal darüber einig werden müsste, ob es nun
eine Abwrackprämie geben soll oder nicht.

StS Seibert: Ich habe Ihnen den Ablauf genannt: Arbeit der Arbeitsgruppe,
Ergebnisse der Arbeitsgruppe, und im Lichte dieser Ergebnisse wird sich die
Bundesregierung ihre Meinung zu Elementen für die Automobilindustrie im
Rahmen des Gesamtkonjunkturprogramms bilden.

Frage: Ich wollte nur die Frage, die Frau Klöckner vorhin nicht beantwortet
hatte, noch einmal an das BMEL weiterreichen: Was haben der
Ernährungsreport beziehungsweise die Umfragen dafür gekostet?

Lenz: Die Schlussrechnung liegt mir zu diesem Zeitpunkt noch nicht vor. Das
Ganze besteht in diesem Jahr - das hat die Ministerin ja auch dargestellt -
aus zwei Teilen, zum einen aus der Befragung, die wir schon seit mehreren
Jahren immer wieder durchführen, und zum anderen aus der Zusatzbefragung,
was den Coronateil betrifft. Ich kann Ihnen nur als Orientierungspunkt
sagen, dass der Ernährungsreport beziehungsweise die Umfrage, nach der Sie
fragten, ca. 25 000 Euro gekostet hat. Man wird in diesem Jahr wegen dieser
Zusatzfragen, die Corona betreffen, darüber liegen.

Zusatzfrage: Können Sie das nachreichen?

Lenz: Das reiche ich gerne nach.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Gesundheitsministerium zur
Remdesivir-Zulassung. Vor zwei Tagen, glaube ich, ist berichtet worden,
dass die Bundesregierung mit dem Hersteller in Verbindung stehe, um eine
Lieferung zu erhalten, um das Mittel sozusagen in Deutschland an, glaube
ich, 18 Unikliniken auszuprobieren. Jetzt warnt der Vorsitzende der
Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft vor einer schnellen
Zulassung, weil man viel zu wenig über Nebenwirkungen wisse. Beeinflusst
das in irgendeiner Weise den Stand der Verhandlungen oder Pläne der
Bundesregierung, mit Remdesivir zu arbeiten?

Wackers: Ich würde gerne vorweg noch etwas zu Tests sagen, weil Sie mich ja
fragten: Unabhängig von der App kann man natürlich grundsätzlich zum Arzt
gehen und mit dem besprechen, ob ein Test durchgeführt wird. Der wird das
dann entscheiden. Das ist also letztlich die Entscheidung des Arztes. Ich
wollte jetzt nur noch einmal sagen, dass es nicht nur Tests auf Grundlage
einer Anordnung des Gesundheitsamtes gibt, aber das haben wir ja auch schon
öfter gesagt.

Zum Thema Remdesivir: Dafür ist ja das BfArM zuständig. In Härtefällen,
also bei sehr schwer kranken Patienten, konnte das ja im individuellen
Heilversuch angewendet werden. Es laufen dazu mehrere klinische Studien.
Mehr kann ich Ihnen dazu auch nicht sagen. Natürlich haben wir das
sorgfältig im Auge.

Freitag, 29. Mai 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 29. Mai 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-29-mai-2020-1756694
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ASYL/1484: Menschen in Flüchtlingsunterkünften brauchen besseren Schutz vor Corona (Diakonie und Caritas)

Caritas Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Diakonie und Caritas: 

Menschen in Flüchtlingsunterkünften brauchen besseren Schutz vor Corona



Berlin - Mit Blick auf die jüngsten Corona-Ausbrüche in großen
Flüchtlingsunterkünften mahnen die Diakonie Deutschland und der Deutsche
Caritasverband einen verbesserten Schutz der dort lebenden Menschen vor dem
Coronavirus an.

Während die Maßnahmen zur Eindämmung in vielen Bereichen gelockert werden,
bleibt die Situation in Flüchtlingsunterkünften angespannt. Gerade in
größeren Unterkünften haben die Menschen keine Möglichkeit, die
behördlichen Vorgaben zur körperlicher Distanz und Kontaktvermeidung
einzuhalten und sich zu schützen. Die Unterkünfte sind für den Ausbruch
einer Pandemie nicht gewappnet und die Ansteckungsgefahr könnte dem bis zu
50-fachen der Allgemeinbevölkerung entsprechen, was am Beispiel großer
Landeseinrichtungen in Baden-Württemberg errechnet wurde.

Caritas und Diakonie bieten ihre Hilfe an

7Diakonie-Präsident Ulrich Lilie: "Große Flüchtlingsunterkünfte dürfen
nicht zu neuen Corona-Hotspots werden. Eine dezentrale Unterbringung der
Flüchtlinge ist der beste Schutz - für sie und die ganze Gesellschaft. Die
Diakonie fordert seit Jahren gute Standards der Unterbringung. Corona
belegt, dass das Konzept, viele Menschen auf engem Raum zusammenzupferchen,
der falsche Weg ist." Eine Unterbringung in Großunterkünften sei außerdem
gar nicht notwendig, weil viele Kommunen bereits ihre Unterstützung
angeboten hätten. Auch Diakonie und Caritas sowie kirchliche Tagungshäuser
haben ihre Hilfe angeboten, um die Menschen dezentral unterzubringen.

"Es kann nicht sein, dass die Politik wegschaut und einfach hinnimmt, dass
die Hygieneregeln in Flüchtlingsunterkünften nicht einzuhalten sind", so
Caritas-Präsident Peter Neher. "Zumindest für die Menschen, die zu den
Risikogruppen gehören, und für Familien mit Kindern sollten schnellstens
andere Formen der Unterbringung organisiert werden."

Viele geflüchtete Menschen mit Vorerkrankungen

Auch wenn viele geflüchtete Menschen relativ jung sind, haben nicht wenige
von ihnen Vorerkrankungen, die in Zusammenhang mit einer Corona-Infektion
tödlich verlaufen können. Die hohe Zahl unbehandelter Vorerkrankungen hängt
unter anderem damit zusammen, dass nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nur
akute und schmerzhafte Erkrankungen behandelt werden, nicht aber chronische
Erkrankungen. Daher sollten allen die medizinisch notwendigen Leistungen,
wie sie die Krankenkassen definieren, gewährt und eine elektronische
Gesundheitskarte ausgestellt werden. "In Corona-Zeiten Personen erst einmal
zum Amt zu schicken, um sich einen Kostenübernahmeschein zu holen, bevor
der Arztbesuch möglich ist, wirkt wie aus der Zeit gefallen", so die
Präsidenten.

Zahlreiche Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünfte standen
bereits unter Quarantäne. Auch wenn die positiv getesteten Personen
isoliert werden, haben sie oftmals zuvor weitere angesteckt. In der Folge
breitet sich das Virus in diesen Einrichtungen rasant aus. Teilweise kommt
es dadurch zu Kettenquarantänen, so dass Bewohnerinnen und Bewohner
wochenlang die Einrichtungen nicht verlassen können.

"Die momentane Situation macht es geflüchteten Menschen noch schwerer,
ihren Platz hier zu finden. Ihre Unterbringungssituation schnell anzugehen
wäre ein erster Schritt, die Integration zu fördern", so Ulrich Lilie und
Peter Neher. "Das ist unsere Verantwortung an unseren Mitmenschen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Mai 2020
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REPRESSION/1703: Überreaktion Erdogans auf linken Hackerstreich ... (SB)



Als vor rund 10 Tagen in der westtürkischen Millionenmetropole Izmir das
italienische Partisanenlied Bella Ciao aus den Lautsprechern einiger Moscheen
erklang, konnte niemand in Zweifel darüber sein, daß es nicht Absicht der
islamischen Gemeinden war, eine Hymne der kommunistischen und anarchistischen
Linken zu verbreiten. Mitten im Ramadan anstelle des zu erwartenden Rufes zum
Gebet das weltweit vielleicht bekannteste Lied linker WiderstandskämpferInnen
erklingen zu lassen ist ein gelungenes Beispiel für den sogenannten Hacktivism,
die Kaperung informationstechnischer Systeme zur Verbreitung sozial
fortschrittlicher bis revolutionärer Botschaften, die dort ansonsten keinen
Platz hätten. Unblutig und gewaltfrei Zeichen in einer ansonsten gegen
politische Abweichungen weitgehend abgeschirmten Öffentlichkeit zu setzen ist
gerade in der Türkei, wo viele Menschen für harmlose Gesinnungsdelikte zu
Haftstrafen verurteilt wurden, Beweis für die Existenz einer ansonsten kaum
sichtbaren Opposition.

Diese gerät nun verstärkt unter Druck, scheint das Erdogan-Regime den gelungenen
Hack doch zum Anlaß zu nehmen, verstärkt gegen die linke Opposition vorzugehen.
So wurde die stellvertretende CHP-Parteichefin in Izmir, Banu
Özdemir, festgenommen, weil sie auf Twitter die Noten von Bella Ciao
unkommentiert veröffentlicht hatte[1]. Wie sie müssen alle Menschen, die
Informationen über die Aktion im Netz verbreiten, um ihre Freiheit fürchten,
denn Propagandadelikte werden in der Türkei aufs schärfste verfolgt. Die linke
Musikgruppe Grup Yorum, in deren Liverepertoire Bella Ciao einen festen Platz
hat, weiß ein trauriges Lied davon zu singen, wie der Staat ihre künstlerische Arbeit
unterdrückt und der dagegen gerichtete Widerstand immer wieder Todesopfer
fordert, so zuletzt die hungerstreikenden MusikerInnen Helin Bölek und Ibrahim
Gökcek sowie der mit ihnen solidarische Mustafa Kocak. 

Da AktivistInnen der türkischen und kurdischen Linken in der Bundesrepublik
ebenfalls politisch verfolgt werden, wird zu Solidarität mit den politischen
Gefangenen in der Türkei nur in Kreisen entschiedener InternationalistInnen und
der dem kurdischen Freiheitskampf unterstützenden Linken aufgerufen. Der Protest
gegen die diktatorischen Praktiken des Erdogan-Regimes findet nurmehr im engen
Rahmen menschenrechtsbewegter AktivistInnen statt, richtet er sich doch gegen
das Interesse der Bundesregierung, mit Erdogan über einen Unterstützer des
deutschen Imperialismus zu verfügen, auf den Verlaß ist nicht zuletzt bei der
Unterdrückung der linken Opposition. Schon wird wieder dafür geworben, daß
deutsche UrlauberInnen in die Tourismushochburgen an der türkischen
Mittelmeerküste reisen - so wenig sie die Leichen ertrunkener Flüchtender zu
interessieren scheinen, so egal ist ihnen, wie nur wenige Kilometer von ihren
Betonburgen entfernt die politische Opposition in den Knästen des Landes
schmort. Ihre Gefangenen wurden als einzige Gruppe kollektiv davon
ausgeschlossen, in den Genuß der coronabedingten Amnestie für Strafgefangene
zu gelangen.

Von einer demokratischen Opposition, die in früheren Jahrzehnten linke
Bewegungen in der Türkei lautstark unterstützt hat, ist auch deshalb wenig zu
spüren, weil die Pandemie zu einer massiven Nationalisierung aller
Krisenbewältigungsstrategien geführt hat. Dabei handelt es sich auch historisch
um eine unheilige Tradition, Geschäfte mit türkischen Despoten zu machen, wie
die Kollaboration des Deutschen Reiches mit den Urhebern des Genozides an der
armenischen Bevölkerung vor einem Jahrhundert belegt. Heute muß die
Gefangenenhilfsorganisation Rote Hilfe auf die Kriminalisierung der aramäischen
Volksbewegung Revolutionäre Suryoye [2], deren eigene Geschichte mit diesem
Genozid eng verknüpft ist, in Deutschland hinweisen.

Weil die Repression in der Türkei in Deutschland erhobene Forderungen für mehr
Menschenrechte etwa in China auf peinliche Weise konterkariert, macht
hierzulande auch der Fall eines 20jährigen Kurden keine Schlagzeile, der in
Ankara mutmaßlich erstochen wurde, weil er kurdische Musik gehört hatte [3]. Die
aggressive Unterdrückung künstlerischer Aktivitäten aufgrund von politischen
Inhalten, die Kunst in erster Linie zu einer wichtigen, über harmlose
Dekoration hinausgehende Form kultureller Arbeit machen, hat in Deutschland eine
so grausame Geschichte, daß aller Grund bestände, anhand eines solchen Falles vor der
Wiederkehr faschistischer Gefahr zu warnen. 

Internationale Solidarität wird beim stürmischen Anwachsen krisenhafter
Entwicklungen - Pandemie, Klimawandel, Hunger, Vertreibung, neokolonialistische
Ausbeutung, Stellvertreterkriege - und des weltweit zu beobachtenden Rückzuges
auf nationale Bewältigungsstrategien immer wichtiger. Während die von COVID-19
erschütterte Weltwirtschaft mit aller Kraft wieder angeschoben wird, um
bestenfalls auf das Krisenniveau von zuvor gehoben zu werden, fehlen linken
Bewegungen häufig die Worte, um eine streitbare Position gegen den Ausverkauf
der Interessen der Lohnabhängigenklasse und aller überflüssig gemachter Menschen
zu beziehen. In diesen Raum stößt nicht nur die radikale Rechte vor, er wird
auch von staatlicher Repression so wirksam unter Kontrolle gebracht, daß eine
den krisenhaften Verhältnissen angemessene Radikalisierung vor allem jüngerer
Menschen kaum noch stattfindet.

Nationalchauvinistische und rassistische Herrschaftssysteme wie in der Türkei
und den USA, um nur zwei zur Zeit besonders prominente Beispiele zu nennen,
kritisch in den Blick zu nehmen empfiehlt sich auch deshalb, weil die
ambitionierten AktivistInnen anderer sozialer Bewegungen wie derjenigen, die für
Klimagerechtigkeit eintritt, eher früher denn später mit der harten Hand
staatlicher Repression konfrontiert werden [4]. Das ist vor allem dann
wahrscheinlich, wenn die Einsicht in das bloße Vortäuschen regierungsamtlichen
Klimaschutzes so unausweichlich wird, daß radikalere Aktionsformen ergriffen
werden müssen, um überhaupt noch irgendeinen Effekt in den Zentralen
administrativer Verfügungsgewalt zu erzielen.

Die Hoffnung darauf, um eine die kapitalistische Gesellschaftsordnung in Gänze
in Frage stellende Bewältigung der sozialen Folgen von Klimawandel und
Naturzerstörung herumzukommen, weil eine erfolgreiche Umkehr des
Wirtschaftswachstums sich ohne das Stellen der Eigentumsfrage quasi
systemimmanent erzielen ließe, wird seit Jahrzehnten durch die faktischen
Ergebnisse hegemonialen Regierungshandelns überzeugend dementiert. Hier etwas zu
ändern verlangt mehr Einsatz und vor allem politisches Bewußtsein als auf den
verschiedenen Feldern des Klimaaktivismus bislang üblich. Eine fundierte
materialistische Kritik an Staat und Kapital wäre ein Anfang, auf den die
Einsicht in die Notwendigkeit zur Solidarität mit den um ihr Leben kämpfenden
Menschen in aller Welt auf den Fuß folgt.


Fußnoten:

[1] https://www.sueddeutsche.de/politik/bella-ciao-tuerkei-1.4918726

[2] http://rotehilfeaugsburg.blogsport.eu/2020/06/01/volksrat-der-aramaeer-aus-europa/?fbclid=IwAR0tfehrONCImN_dBiI_Vk68NnFLNv5PnE9W-8mMvMa2yAff3oD8zSuf1XI

[3] https://anfdeutsch.com/kultur/20-jaehriger-kurde-in-ankara-erstochen-19500

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/herr1892.html
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KIND/215: Positionspapier - Kita-Regelbetrieb sicher, transparent und planbar gestalten (Deutscher Kitaverband)

Deutscher Kitaverband - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Positionspapier - Kita-Regelbetrieb sicher, transparent und planbar
gestalten



In vielen Bundesländern soll der Regelbetrieb in Kindertageseinrichtungen
bald wieder anlaufen. Der Deutsche Kitaverband kritisiert jedoch, dass
klare Kriterien fehlen, wie ein solcher Betrieb unter Corona-Bedingungen
sicher zu gewährleisten ist.

Der Bundesverband, in dem sozialunternehmerische Kita-Träger organisiert
sind, schlägt vor, die Schutzmaßnahmen vom lokalen Infektionsgeschehen
abhängig zu machen. Der Verband entwickelte einen Stufenplan, der drei
Stufen mit unterschiedlich strengen Gesundheitsschutzauflagen vorsieht. Je
nachdem, wie sich die lokale Infektionszahlen entwickeln, kommen strengere
oder weniger strenge Vorgaben zum Einsatz.

Solche eindeutigen Regelungen, die sich gleichzeitig flexibel an den
weiteren Verlauf des Infektionsgeschehens anpassen, wären für Träger,
Beschäftigte und Eltern sicher, transparent und eröffneten eine
längerfristige Perspektive.


Positionspapier:

Kita-Regelbetrieb jetzt: Bedingungen und Maßnahmen

Stand: 27.05.2020

Infektionsgeschehen vor Ort ist entscheidend

Wie wir mit unserem Papier "Die Kindheit ist kurz" gezeigt haben, machen
wir uns nicht darüber Gedanken, ob oder welche ausgewählten Kinder wieder
in die Kitas, Horte und Tagespflegestellen zurückkommen sollten, sondern
darum, wie wir es jetzt allen Kindern ermöglichen können, wieder an diesem
für sie so wichtigen Ort sein zu können und wie wir gegebenenfalls auf eine
rückkehrende Infektionswelle reagieren können.

Auf körperliche Nähe, Emotionalität, sinnliche Erfahrungsmöglichkeiten,
Gestik, Mimik, nonverbale und visuelle Kommunikation sowie Bewegung und
Spiel zu verzichten und eine künstliche Distanz zu schaffen, ist in Kitas
keine Option. Das Tragen von Gesichtsmasken oder das Einhalten des
Mindestabstands schließen sich also weitgehend aus. Wie kann die Rückkehr
zum Regelbetrieb trotzdem gelingen? Was bislang fehlt, sind klare Kriterien
für den Kita-Regelbetrieb, die das lokale Corona-Infektionsgeschehen
berücksichtigen. Momentan ist nicht nachvollziehbar, welches Bundesland
aufgrund welcher Kriterien den Zugang zu den Kitas erweitert oder
beschränkt. Um den Grad der Kita-Öffnung zu bestimmen, sollte die Anzahl
der Neuerkrankungen des Einzugsgebiets betrachtet werden. Die Obergrenze
der Landkreise und kreisfreien Städte bei den Neuinfektionen binnen sieben
Tagen sollte hier die Richtschnur sein.

Gibt es vor Ort keine oder nur eine sehr geringe Zahl an Neuerkrankungen,
ist es nicht angemessen dauerhaft Kinder von der Betreuung auszuschließen
und eine maximale Sicherheitsvariante anzuwenden. Die Kinderrechte dürfen
in diesem Fall nicht weiter beschnitten werden. Die Bedürfnisse aller
Kinder müssen Mittelpunkt der Betrachtung sein und nicht eine etwaige
Systemrelevanz einzelner Eltern. Wir freuen uns deshalb, dass die Kitas
wieder öffnen.

Für den weiteren Betrieb schlagen wir deshalb einen Stufenplan vor, der
entsprechend dieser Fallzahlen im Einzugsbereich greift und das System der
Notbetreuung endgültig beendet. Das heißt: Bei keinen oder sehr wenigen
Neuinfektionen im regionalen Umfeld reicht die "Zugangsberechtigung" (siehe
unten) als Sicherheitsmaßnahme aus. Steigt die Zahl der Neuinfektionen,
werden die Maßnahmen erhöht. Das ist für die Kita-Träger planbar.

Infektionsschutz-Maßnahmen

Nach momentanem Erkenntnisstand übertragen überwiegend Erwachsene das
Corona-Virus untereinander oder auf Kinder. Eine Ansteckung von Kind zu
Kind findet eher nicht statt. Deshalb ist es wichtig, Schutzbestimmungen
vorrangig auf Erwachsene anzuwenden, also auch auf die Mitarbeiter*innen in
den Kitas. Wir empfehlen deshalb bis auf weiteres, dass maximal drei
Erwachsene gleichzeitig in einem Kita-Raum sein dürfen und das
Abstandsgebot zwischen ihnen einzuhalten ist. Eltern müssen während ihrer
Anwesenheit in der Kita einen Mundschutz tragen. Wir bitten unsere
Mitarbeiter*innen und Eltern darüber hinaus sich auch außerhalb der Kita an
die allgemeinen Hygieneregelungen zu halten: Ihre mögliche Erkrankung hätte
Auswirkungen auf den gesamten Kita-Betrieb!

Darüber hinaus sollen der genaue Zeitraum des Besuches und die Dauer der
Anwesenheit der Erziehungsberechtigten in der Einrichtung festgehalten
werden. Dies ermöglicht im schlimmsten Falle ein genaues Nachvollziehen der
erfolgten Kontakte.

Die Politik muss dafür sorgen, dass Testkapazitäten gezielt im Kita-Umfeld
zum Einsatz kommen. Die Testverfahren sollten zeitnah und zahlreich zur
Verfügung stehen. Der Testung von Kita-Mitarbeiter*innen sollte derselbe
Stellenwert zugeschrieben werden wie der Testung von Mitarbeiter*innen in
Pflegeheimen und im Krankenhaus, da Erzieher*innen selbst systemrelevant
sind. Wir freuen uns, dass nun aufgrund wissenschaftlicher Untersuchungen
an Universitätskliniken in Baden-Württemberg eine solidere Datenbasis
aufgebaut wird. Darüber hinaus ist eine wissenschaftliche Begleit-
Evaluation an einzelnen Modell-Kitas sinnvoll.

Unter Berücksichtigung der zu erwartenden Dauer der Corona-Pandemie ist es -
wie gesagt - entscheidend, die Arbeit in den Kitas im Sinne eines
eingeschränkten Regelbetriebs an den jeweiligen Status der Neuerkrankungen
im Umfeld zu konzentrieren. Zur Umsetzung des Stufenplanes sollten die
Kita-Träger auch im laufenden Prozess den direkten Austausch mit den
Gesundheitsämtern pflegen, insbesondere um einen aktuellen und gesicherten
Stand über die Zahl der regionalen Corona-Neuinfektionen und deren
Risikoeinschätzung zu erhalten.

Stufenplan

Um das Risiko einer Ansteckungsgefahr in der Kita möglichst gering zu
halten, ist die wichtigste Maßnahme, sicherzustellen, dass die Kinder und
Mitarbeiter*innen nicht unter einem Corona-Infekt leiden. Ganz besonderen
Wert legen die sozialunternehmerischen Kita-Träger deshalb - über die
gesamte Corona-Zeit hinweg - auf eine möglichst sichere und überprüfbare
Zugangsberechtigung sowie die konsequente und sofortige Abholung von
Kindern, die für die Mitarbeiter*innen einen nicht gesunden Eindruck
machen. Die vorgeschlagenen Stufen sehen wie folgt aus:

Stufe 1: Zugangsberechtigung - bei Unterschreitung der Obergrenze

Da die Unterscheidung zu anderen grippe- und grippeähnlichen Erkrankungen
nur schwer zu treffen ist und die Corona-Testverfahren nicht kurzfristig
und in jedem Falle zu erhalten sind, befürworten wir folgendes Verfahren:
Wenn ein Kind am Regelbetrieb teilnehmen möchte, wird von seinen
Erziehungsberechtigten die Bestätigung erwartet, dass seit mindestens 48
Stunden keines der Mitglieder im Haushalt des Kindes oder das Kind selbst


	über 37,5 Grad Körpertemperatur hat (gemessen an Ohr oder Stirn),

	oder unter Husten oder Atemnot leidet und

	in den letzten 14 Tagen keinen Kontakt mit einem Corona positiv getesteten und infektiösen Menschen hatte.



Wir erwarten außerdem die schriftliche Zusicherung, dass sobald eines
dieser Symptome auftritt, die Eltern die Kita informieren und ihr Kind
abmelden bis alle Haushaltsmitglieder wieder mindestens 48 Stunden
symptomfrei sind oder vor mindestens 14 Tagen den letzten Kontakt mit einem
Corona positiv getesteten und infektiösen Menschen hatten. Bei
Nichteinhalten dieser Regelung sollten die Kinder konsequent vom weiteren
Besuch der Kita ausgeschlossen werden.

Die Kinder können sich ansonsten im Haus begegnen, miteinander spielen und
auch die Erzieher*innen können alle Kinder betreuen.

Stufe 2: Kohorten-Modell - bei Erreichen der Obergrenze

Der eingeschränkte Regelbetrieb setzt auf die Bildung von Gruppen von fünf
bis maximal zehn alters- bzw. entwicklungsähnlichen Kindern, die zusammen
mit jeweils zwei pädagogischen Betreuungspersonen eine Kohorte bilden, die
von den anderen Kohorten im Haus möglichst räumlich getrennt sind. Jede
Kohorte schafft sich je nach Situation vor Ort in ihrem ausreichend großen
Bereich (möglichst doppelt so viel Raum für dieselbe Anzahl von Menschen
wie vor der Pandemie) ihre anregungsreiche Umgebung, in der sie überwiegend
verbleibt. Wie viele Kinder wie häufig in der Einrichtung sein können,
hängt stark von den Gegebenheiten einer jeden Kita und den öffentlichen
Vorschriften ab. Wichtig ist, dass alle Kinder in regelmäßigen Abständen
die Gelegenheit haben, mit ihren Freunden zusammenzutreffen, den Bezug zu
ihren Betreuer*innen aufrechtzuerhalten, an vielfältig anregenden Impulsen
für ihr Spiel und ihrer Entwicklung teilzuhaben. Das Gesundheits-Monitoring der Zutrittsbarriere wird selbstverständlich
beibehalten.

Stufe 3: Bezugsbetreuung - bei Überschreitung der Obergrenze

Wenn die regionalen Neuerkrankungen steigen, muss als Stufe drei auf eine
strikte Trennung der Kohorten umgestellt werden. Den Kohorten wird eine
Bezugsbetreuung fest zugewiesen, d.h. die Betreuer*innen dürfen nur in
einer fest zugeordneten Kohorte arbeiten. Dies bedeutet: Mitarbeiter*innen
werden im Krankheitsfalle nicht ersetzt und die Kohorte muss "geschlossen"
werden. Gemeinschafts- und Hygieneflächen werden abwechselnd genutzt und
entsprechend der Hygienevorschriften gereinigt.

Diese strikte Orientierung der Kohorten wird wieder aufgegeben, sobald das
Ansteckungsrisiko aufgrund der insgesamt geringen Neuerkrankungen im Umfeld
sinkt.

Regelbetrieb: jetzt!

Der Deutsche Kitaverband schlägt diesen aufwändigen und auch oft
unkomfortablen Weg vor, um wieder allen Kindern Zugang zu frühkindlicher
Betreuung, Erziehung und Bildung zu gewähren sowie gleichzeitig alle
Beteiligten einem möglichst geringen Gesundheitsrisiko auszusetzen. Der
Spagat zwischen kindgerechter Gemeinschaft und epidemiologischer Sicherheit
ist auf diese Weise realisierbar und die Arbeit in den Kitas kann
entsprechend der Pandemieentwicklung schnell und geplant angepasst werden.

Die Rückkehr zum Kita-Regelbetrieb hat begonnen. Nun benötigen wir noch
klare Kriterien und Maßnahmen unter welchen Pandemiebedingungen der
Kitabetrieb langfristig und verlässlich umsetzbar ist. Dafür gibt es nun
Vorschläge. Die Politik muss im Sinne des Kindeswohls schnell handeln und
ihre Entscheidungen - anders als bis jetzt - anhand transparenter Merkmale
erklären.

 * 

Quelle:

Deutscher Kitaverband

Bundesverband freier unabhängiger Träger von Kindertagesstätten e.V.

Büro Stuttgart: Wankelstr. 1, 70563 Stuttgart

Telefon +49 (0) 711 656960 6990, Telefax +49 (0) 711 656960 90 6902

E-Mail: kontakt@deutscher-kitaverband.de

Internet: www.deutscher-kitaverband.de
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SCHACH-SPHINX/07288: Ringen mit dem Irrtum (SB)

Je komplexer die Stellung, desto weniger lassen sich Kombinationen bis
weit hinters Komma berechnen. Das ist nicht erstaunlich, denn die
Gegenseite kann auf Zwischenzüge, versteckte Pointen und
Rettungsmanöver zurückgreifen, die dem Angriff die Spitze nehmen und
im günstigsten Fall sogar Räume für Kontermöglichkeiten öffnen.
Mitunter kann es strategisch gar geboten erscheinen, den Kontrahenten
zu einer verfrühten Attacke zu verleiten, aus der Spekulation heraus,
daß sich das Risiko letztendlich gegen den Aggressor wendet. Denn der
Gegenangriff stünde dann auf wesentlich robusteren Füßen. Nicht immer
jedoch ist die Finte, sich aus Kalkül überfallen zu lassen,
wohlüberlegt, weil der geplante Konter bzw. die ausgeheckte
Gegenmaßnahme größere Lücken aufweist als der absichtlich provozierte
Durchbruch. In der Begegnung Roistein gegen Jakir glaubte der
Nachziehende, sich auf das Wagnis 1.Sc3-d5! Sf6xd5 2.Tg5xh5+!
einlassen zu können, hoffte er doch, daß der weiße Angriff nach
2...g6xh5 3.e4xd5+ f7-f5! im Sande verlaufen würde. Der Nachziehende
nahm gleichwohl eine Zugfolge an, die so nicht unbedingt zwingend war.
Also, Wanderer, an welchem Punkt irrte Schwarz im heutigen Rätsel der
Sphinx?
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Roistein - Jakir

Kiew 1965


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der weiße König glaubte sich sicher, aber die Wirklichkeit ließ sich
nicht verschweigen und wurde durch 1...Tf6xd6! 2.Td2xd6 Tf1-f3+!
3.g2xf3 La6-f1# ans Licht gezerrt. Das erste Qualitätopfer beseitigte
den Verteidiger der zweiten Reihe, das zweite Turmopfer schuf dem
Läufer die Gelegenheit zum siegreichen Lanzenstoß.



Erstveröffentlichung am 11. Mai 2007

1. Juni 2020
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